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Vorbemerkung
Unsere Städte und Stadtregionen stehen vor großen Herausforderungen. Beispielhaft 
können die europäische und globale Konkurrenz um Investitionen, Arbeitsplätze und 
Einwohnerinnen und Einwohner, der wirtschaftlich-technologische Strukturwandel oder 
die Internationalisierung der Immobilienmärkte genannt werden. Eine besondere Be-
deutung haben darüber hinaus soziodemografische Prozesse, die sich auf nahezu alle 
städtische Ressorts auswirken und zu neuen Anforderungen an die soziale und techni-
sche Infrastruktur, das Bildungs- und Ausbildungssystem, die Gesundheitsdienstleistun-
gen, den Städtebau und das Wohnungswesen sowie die soziale und kulturelle Integrati-
on führen. Kommunalpolitik, Stadtverwaltung, Wirtschaft und Gesellschaft haben sich in 
diesem Zusammenhang nicht nur auf veränderte Altersstrukturen einzustellen, sondern 
auch auf neue Formen der gesellschaftlichen Integration, unterschiedliche Lebensfor-
men und Lebensstile sowie auf neue Formen der Solidarität zwischen den Generatio-
nen und auf die Weiterentwicklung und Anerkennung zivilgesellschaftlichen Handelns. 
Hinzu kommen wachsende Polarisierungstendenzen, hervorgerufen durch die Segmen-
tierung auf dem Arbeitsmarkt und die Verschlechterung der sozialen Absicherung. 
Durch die zunehmende Differenzierung der Stadtgesellschaften wird, die Sicherung der 
sozialen Kohäsion und die Entwicklung konsensfähiger Ziele der Stadtentwicklung ins-
gesamt erschwert. Gleichzeitig stehen den vielschichtigen Herausforderungen für die 
Kommunen, infolge der chronischen Finanzschwäche, eingeschränkte Handlungsmög-
lichkeiten der öffentlichen Hand gegenüber. 

Von den genannten Prozessen und Herausforderungen sind die Stadtteile, aufgrund ih-
rer spezifischen Strukturen und Potenziale, sehr unterschiedlich betroffen. Nicht selten 
sind die Unterschiede zwischen ihnen hinsichtlich der wirtschaftlichen und sozialen 
Chancen, der infrastrukturellen Ausstattung oder der Umweltqualitäten größer als zwi-
schen verschiedenen Städten.

Die vielschichtigen neuen Herausforderungen auf der einen und die Zunahme inner-
städtischer Disparitäten auf der anderen Seite haben in den letzten Jahren zu einer 
Neuorientierung in der nationalen und in der europäischen Stadtentwicklungspolitik ge-
führt. So ist es Konsens, dass die Städte langfristig orientierte und integrierte Strategien 
benötigen, um Investitionen fördernde Innovationen zu generieren, Spannungen stadt- 
und sozialverträglich auszugleichen sowie bedrohte Qualitäten zu erhalten und neue 
Qualitäten zu schaffen. In der „Leipzig Charta zur nachhaltigen europäischen Stadt“ 
verpflichteten sich die EU-Mitgliedsstaaten im Jahr 2007 dazu, sowohl die Strategie der 
integrierten Stadtentwicklung zu verfolgen als auch gezielt der Ausgrenzung benachtei-
ligter Stadtgebiete entgegenzuwirken. 

In der Münchner Stadtentwicklung haben beide Aspekte bereits eine längere Tradition. 
Nach den Stadtentwicklungsplänen 1963, 1975 und 1983 wurde mit der „PERSPEKTI-
VE MÜNCHEN“ (PM) schon im Jahr 1998 eine inhaltliche und methodische Neuorien-
tierung der Stadtentwicklungsplanung vorgenommen und die querschnittsorientierte 
und prozessual angelegte Stadtentwicklungsstrategie geschaffen. Sie bildet mit Ihren 
Leitlinien, Leitprojekten und Handlungsprogrammen ein flexibles und handlungsorien-
tiertes Fundament für die Stadtentwicklungspolitik, die auf neue zeitliche und räumliche 
Erfordernisse reagieren kann. 

Neben den strategischen Zielen für verschiedene Handlungsfelder auf gesamtstädti-
scher Ebene werden in der PERSPEKTIVE MÜNCHEN auch Vorstellungen für die Ent-
wicklung städtischer Teilräume konkretisiert. Dies gilt insbesondere für die Leitlinie 
„Stadtteile durch Stadtentwicklung stärken“. In ihr wird die Bündelung von Ressour-
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cen und die Aktivierung von Entwicklungspotenzialen in den Stadtteilen – vordringlich in 
denen mit hohem sozialräumlichen Handlungsbedarf – als Hauptziel benannt. Dabei 
wird ein ganzheitlicher Ansatz angestrebt, bei dem bauliche, soziokulturelle und arbeits-
marktpolitische Maßnahmen zusammen verfolgt werden. 

Eine große Bedeutung bei der Umsetzung dieses Ziels hat das Bund-Länder-Pro-
gramm „Soziale Stadt“, an dem sich die Landeshauptstadt München seit seinem Be-
stehen 1999 beteiligt. Zu den Programmgebieten, die im wesentlichen aus der Stadtteil-
studie 1997 gefiltert wurden, zählten Teilbereiche der Stadtbezirksteile Hasenbergl, Mil-
bertshofen, Berg am Laim, Ramersdorf und Giesing. Außerhalb dieser Gebiete stand 
beispielsweise der Stadtbezirk Hadern im Fokus. So wurden im Rahmen der Studie 
„Haderns Zukunft“ im Jahr 2003 zusammen mit den unterschiedlichen Akteuren in 
Hadern die Schwächen und Stärken des Stadtbezirks bezüglich der Handlungsfelder 
Städtebau und Grünordnung, Soziales und Ökonomie analysiert sowie entsprechende 
Ziele und Handlungsempfehlungen formuliert.  

Um die Entwicklungen in der Gesamtstadt und in städtischen Teilräumen genauer zu 
analysieren sowie entsprechende Maßnahmen zu planen und zu evaluieren, kann in 
der Landeshauptstadt München auf eine breite Datenbasis zugegriffen werden. Das 
Zentrale Informationsmanagement- und Analysesystem (ZIMAS) bildet die Grundlage 
für die Informationsbereitstellung für Verwaltung und Öffentlichkeit. Aus ihm sind auch 
kleinräumige Daten, zum Beispiel zur sozialen, demografischen oder wirtschaftlichen 
Situation abrufbar. Hinzu kommen umfangreiche Berichterstattungssysteme, Kartierun-
gen etc., die in den Fachreferaten angesiedelt sind (z.B. Stadtteilmonitoring, Monito-
ring für das Sozialreferat, Bildungsmonitoring, Gesundheits- und Umweltbericht-
erstattung). Auch hier sind zum Teil kleinräumige Entwicklungstrends ablesbar.

Um den integrativen und integrierenden Ansatz der Stadtentwicklungsplanung zu stär-
ken arbeiten zahlreiche Kommunen an der Einführung bzw. Weiterentwicklung eines 
Stadt(teil)monitorings, in dem die vorhandenen fachbezogenen Daten verknüpft und mit 
einem stärkeren kleinräumigen und einheitlichen Raumbezug versehen werden (z.B. 
Hamburg, Berlin). Mit Hilfe dieses Monitorings, soll die zeitliche und querschnittsorien-
tierte Betrachtung der unterschiedlichen Probleme und Potenziale auf Quartiersebene 
und die frühzeitige Reaktion auf Fehlentwicklungen im Sinne einer integrierten Stadtent-
wicklung ermöglicht werden.

Diesem Prozess stellt sich auch die Landeshauptstadt München. So baut das Referat 
für Stadtplanung und Bauordnung derzeit in Zusammenarbeit mit dem Statistischen 
Amt ein Stadtteilmonitoring auf. Dabei werden Indikatoren zur demografischen, wirt-
schaftlichen, sozialen und räumlichen Situation so zusammengestellt, dass Aussagen 
über die Entwicklung von städtischen Teilräumen möglich sind.

Ausgehend von den Überlegungen zum Stadtteilmonitoring wurde im Referat für Stadt-
planung und Bauordnung die nun vorliegende Münchner Stadtteilstudie 2009 erstellt. 
Sie ist ein weiterer wichtiger Schritt zur Entwicklung eines Instrumentes, mit dessen Un-
terstützung Ausgangssituationen, Trends und Veränderungen der Stadtentwicklung 
schnell erkannt und zwischen städtischen Teilräumen verglichen werden können. Nach-
folgend werden Anliegen und Nutzen, Methodik und Vorgehensweise sowie die Ergeb-
nisse dieser Studie vorgestellt. Nach einer zusammenfassenden Bewertung wird ein 
Ausblick zur Weiterentwicklung gegeben.
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1 Zielsetzung und Nutzen

In der Münchner Stadtteilstudie werden die Stadtbezirksviertel der Landeshauptstadt 
anhand ausgewählter Indikatoren zu verschiedenen Themenfeldern der Stadtentwick-
lung verglichen. Das ermöglicht Aussagen über:

• sozialräumliche Ausgangsbedingungen und Entwicklungstrends in den ver-
schiedenen städtischen Teilräumen, 

• Gebiete, in denen sich mehrere Probleme überlagern und in denen ggf. vertie-
fende Untersuchungen erforderlich sind,

• Gebiete, die für Maßnahmen der Stadtentwicklung und den Einsatz von Förder-
programmen (Bsp. Soziale Stadt, Lernen vor Ort, Aktive Stadt- und Ortsteilzen-
tren) in Betracht kommen,

• Stadtbereiche, die andere städtebauliche oder fachplanerische Maßnahmen er-
fordern,

• Wirkung der Programme zur Stadtteilentwicklung 

• und Wirkungen der Leitlinien zur PERSPEKTIVE MÜNCHEN und deren Um-
setzung in Leitprojekten.

Neben der Identifizierung potenzieller Programmgebiete für die Städtebauförderung und 
der Hilfestellung bei der Evaluierung bestehender Maßnahmen und Instrumente soll die 
Stadtteilstudie auch die referatsübergreifende Entwicklung von Grundprinzipien der 
Stadtteilentwicklung, die Festlegung organisatorischer und finanzieller Rahmenbedin-
gungen und die Bestimmung teilräumlicher Prioritäten und Verfahrensgrundsätze unter-
stützen.
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2 Themenfelder und Indikatoren

In die Stadtteilstudie wurden wesentliche Handlungsfelder der Stadtentwicklung und 
Stadtplanung einbezogen, die demografische, soziale, infrastrukturelle, baulich-räumli-
che, bildungs- und umweltbezogene Aspekte umfassen. Zu den betrachteten Themen 
gehören die Soziodemografische Situation, Nahversorgung, Belastung mit Stra-
ßenverkehr, vorschulische und schulische Bildung, Grün- und Freiflächenversor-
gung, Infrastruktur für Kinder- und Jugendliche, Stabilität des bezahlbaren 
Wohnraums und die Wegzugsdynamik. Die Themenfelder wurden mit einzelnen Indi-
katoren untersetzt, die mehrere Kriterien erfüllen mussten. Diese waren:

• kleinräumige Verfügbarkeit,
• hohe Aussagekraft,
• gute Interpretierbarkeit,
• Beschaffbarkeit und Pflege mit vertretbarem Aufwand.

Nach einem verwaltungsinternen und interaktiven Abstimmungsprozess mit den ent-
sprechenden Fachreferaten und Dienststellen flossen folgende 28 Indikatoren in die 
Analyse ein:

Soziodemografische Herausforderung:
• Anteil der Personen mit Migrationshintergrund an der Gesamtbevölkerung
• Anteil der Kinder und Jugendlichen mit Migrationshintergrund an der Bevölke-

rung unter 18 Jahren
• Anteil der Arbeitslosen nach SGB II+III an der Bevölkerung im Alter von 15-64 

Jahren
• Anteil jugendlicher Arbeitsloser (unter 25 Jahre) nach SGB II+III an der Bevöl-

kerung im Alter von 15-24 Jahren
• Anteil der Langzeitarbeitslosen an den Arbeitslosen nach SGB II+III
• Anteil der Alleinerziehenden an allen Haushalten
• Anteil der Haushalte mit Kindern an allen Haushalten
• Anteil der Bevölkerung im Alter von 70 Jahren und darüber an der Gesamtbe-

völkerung
• Anteil der Personen in Bedarfsgemeinschaften an der Gesamtbevölkerung

Nahversorgung:

• Anteil der Personen, die zu Fuß (Dmax=500 m) keinen Lebensmittelmarkt mit 
einer Mindestfläche von 300 m² erreichen können

• Anteil der Personen im Alter von 65+, die zu Fuß (Dmax=300 m) keinen Lebens-
mittelmarkt mit einer Mindestfläche von 300 m² erreichen können

Belastung durch Straßenverkehr:

• Anteil der Personen in Wohngebäuden mit hoher Lärmbelastung durch Stra-
ßenverkehr (LDEN von 65 dB(A) und mehr)

• Anteil der Personen, die an oder in der Nähe von stark befahrenen Straßen mit 
einer durchschnittlichen täglichen Verkehrsstärke (DTV) von mindestens 4.000 
Kfz wohnen

Vorschulische und schulische Bildung: 

• Übertrittswahrscheinlichkeit von der Grundschule aufs Gymnasium
• Anteilswahrscheinlichkeit der Kinder mit mindestens 3 Kindergartenjahren
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Grün- und Freiflächenversorgung:

• Anteil der mit Grün- und Freiflächen auf Nachbarschafts-, Wohngebiets- und 
Stadtteilebene unversorgten Bewohner (<=4 m²)

• Anteil der mit Grün- und Freiflächen auf Nachbarschafts-, Wohngebiets- und 
Stadtteilebene deutlich unterversorgten Bewohner (>4 bis <=10 m²)

• Anteil der mit Grün- und Freiflächen auf Nachbarschafts- und Wohngebietsebe-
ne unversorgten Bewohner im Alter von 0-15 und 60+ (<=2,5 m²) 

• Anteil der mit Grün- und Freiflächen auf Nachbarschafts- und Wohngebietsebe-
ne deutlich unterversorgten Bewohner im Alter von 0-15 und 60+ (>2,5 bis <=6 
m²)

Infrastruktur für Kinder- und Jugendliche:

• Versorgungsgrad mit Kinderkrippen (Dmax=750 m)
• Versorgungsgrad mit Kindergärten (Dmax=750 m)
• Versorgungsgrad mit wohnungsnahen Spielflächen (Dmax=200 m) für Kleinkin-

der (0-5 Jahre) 
• Versorgungsgrad mit wohnungsnahen Spielflächen (Dmax=500 m) für Schulkin-

der (6-11 Jahre)
• Versorgungsgrad mit wohnungsnahen Spielflächen (Dmax=1.000 m) für Ju-

gendliche (12-17 Jahre)

Stabilität bezahlbaren Wohnraums:

• Anteil der Sozialwohnungen, die von 2008 bis einschließlich 2015 aus der Bin-
dung fallen, an allen Wohnungen 

Wegzugsdynamik:

• innerstädtische Wegzüge je 100 Personen über die Stadtbezirksgrenze
• Wegzüge von Kindern bis 14 Jahren je 100 Kinder über die Stadtgrenze
• Wegzüge von Personen im Alter von 60+ je 100 Personen im Alter von 60+ 

über die Stadtgrenze 

Auf die Auswahlgründe der Indikatoren, deren Definition und ihre Aussagekraft sowie 
die entsprechende Datengrundlage wird im Kapitel zu den Untersuchungsergebnissen 
bei den jeweiligen Themenfeldern ausführlich eingegangen.
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3 Methodik und Vorgehensweise

Um eine kleinräumige Analyse zu ermöglichen, wurden die Münchner Stadtbezirksvier-
tel als räumliche Betrachtungseinheit gewählt. Da es sich dabei um eine administrative 
statistische Abgrenzung handelt, sind für diese Ebene die wichtigsten Daten verfügbar 
bzw. mit wenig Aufwand aggregierbar. 

Allerdings gibt es zwischen den Stadtbezirksvierteln sehr große Schwankung bezüglich 
der Einwohnerzahlen. Während mehrere Viertel weniger als zehn Bewohnerinnen und 
Bewohner haben, leben im bevölkerungsstärksten Stadtbezirksviertel Hasenbergl mehr 
als 23.000 Menschen. Um eine sinnvolle statistische Auswertung und Mindestfallgrö-
ßen sicherzustellen, wurden daher nur die Stadtbezirksviertel in die Analyse einbezo-
gen, die mindestens 400 Bewohnerinnen und Bewohner mit Hauptwohnsitz hatten 
(Stand 31.12.2008). Dieses Kriterium erfüllten 375 der insgesamt 456 Stadtbezirksvier-
tel. In ihnen leben über 99 Prozent der Münchner Bevölkerung.

Zunächst wurden die o.g. Indikatoren einzeln betrachtet und in thematischen Karten ab-
gebildet. Im nächsten Schritt wurden die Einzelindikatoren eines Themas zu einem Ge-
samtindex zusammengefasst. Dafür mussten sie zunächst auf eine gleiche Skalene-
bene gebracht werden. Hierfür kam ein Standardisierungsverfahren zur Anwendung, 
das anhand der Analyse der Soziodemografischen Situation im Kapitel 4.1. beispielhaft 
erklärt wird. 

Anschließend wurde für jedes Stadtbezirksviertel aus den Einzelindikatoren eine Punk-
tesumme für das jeweilige Themenfeld gebildet, die dann den Grad der Proble-
mausprägung widerspiegelt. Anhand dieses Wertes können im Vergleich zum gesamt-
städtischen Durchschnitt Stadtbezirksviertel mit „überdurchschnittlichen, durch-
schnittlichen und unterdurchschnittlichen“ oder „erhöhter, mittlerer und niedri-
ger“ Ausprägung der Defizite oder Ausstattungen bezüglich des jeweiligen Themenfel-
des ermittelt werden.

Durch diese Vorgehensweise werden die Stadtbezirksviertel relativ zueinander betrach-
tet – wie bei einem Rankingsystem. Damit gibt es immer Viertel, die zur „Schluss- 
bzw. Spitzengruppe“ gehören, unabhängig davon, ob sich aus den tatsächlich zu Grun-
de liegenden Werten aus Sicht der Stadtentwicklungsplanung oder der jeweiligen Fach-
planung ein besonderer Handlungsbedarf ableiten lässt. Auf diesen Aspekt wird anhand 
konkreter Beispiele bei der Darstellung der Ergebnisse ausführlich eingegangen.
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4 Untersuchungsergebnisse

4.1 Soziodemografische Herausforderung
Am Anfang der Stadtteilstudie stand die Analyse der soziodemografischen Situation 
und Entwicklung in den Stadtbezirksvierteln – vergleichbar mit einer Sozialraumanalyse. 
Dafür wurden Daten herangezogen, die sowohl die soziale als auch die demografische 
Lage in den Quartieren charakterisieren. Hierzu gehören die Arbeitslosigkeit, der 
Transferbezug und das Vorhandensein von Bewohnergruppen, die aus Sicht der inte-
grierten Stadtentwicklung von besonderem Interesse sind, wie Familien mit Kindern, 
Alleinerziehende, Personen mit Migrationshintergrund oder ältere Menschen. Im 
Einzelnen wurden folgende Indikatoren betrachtet: 

• Anteil der Personen mit Migrationshintergrund an der Gesamtbevölkerung
• Anteil der Kinder und Jugendlichen mit Migrationshintergrund an der Bevölke-

rung unter 18 Jahren
• Anteil der Arbeitslosen nach SGB II+III an der Bevölkerung im Alter von 15-64 

Jahren
• Anteil jugendlicher Arbeitsloser (unter 25 Jahre) nach SGB II+III an der Bevöl-

kerung im Alter von 15-24 Jahren
• Anteil der Langzeitarbeitslosen an den Arbeitslosen nach SGB II+III
• Anteil der Alleinerziehenden an allen Haushalten
• Anteil der Haushalte mit Kindern an allen Haushalten
• Anteil der Bevölkerung im Alter von 70 Jahren und darüber an der Gesamtbe-

völkerung
• Anteil der Personen in Bedarfsgemeinschaften an der Gesamtbevölkerung

Diese Daten liegen im Zentralen Informationsmanagement- und Analysesystem 
(ZIMAS) der Landeshautstadt vor. Sie stehen zeitnah und regelmäßig zur Verfügung, 
wodurch zukünftig ohne großen Aufwand Zeitreihen aufgebaut werden können. Sozio-
demografische Trends können daher über einen längeren Zeitraum beobachtet werden. 
Für die rückwirkende Betrachtung ergeben sich jedoch Einschränkungen, denn Anga-
ben zum Migrationshintergrund1 liegen in der Landeshauptstadt München erst seit dem 
Jahr 2006 vor. Darüber hinaus wurden durch die Änderungen der Sozialgesetzbücher 
(SGB) zum 1.1.2005 Vergleiche hinsichtlich der Arbeitslosigkeit und des Transferbe-
zugs mit der Zeit davor erschwert2. 

1 Angesichts des steigenden Anteils von deutschen Staatsbürgern mit Zuwanderungshintergrund hat die 
lange Zeit in der Statistik verwendete Unterscheidung in Deutsche und Ausländer an Aussagekraft zum 
Thema Integration verloren. Daher wurde im Jahr 2005 auch in der Landeshauptstadt München über 
eine neue Betrachtungsform diskutiert. Unter Leitung der Stelle für interkulturelle Arbeit wurde in referat-
sübergreifender Zusammenarbeit der neue statistische Begriff der „Menschen mit Migrationshinter-
grund“ bestimmt. Demnach gehören zu dieser Gruppe sowohl Menschen, die selbst zugewandert sind 
als auch deren minderjährige Kinder. Neben den Bewohnerinnen und Bewohnern mit ausländischer 
Staatsangehörigkeit umfasst diese Definition auch deutsche Staatsangehörige wie Eingebürgerte, 
Spätaussiedler, Kinder aus binationalen Ehen sowie Kinder mit ausländischen Eltern, die aufgrund des 
Geburtsrechts die deutsche Staatsangehörigkeit erhalten (sogenannte Optionskinder). Für München 
heißt das, dass 23 Prozent der Bevölkerung derzeit eine ausländische Staatsangehörigkeit haben, aber 
36 Prozent Migrationshintergrund. Bei den unter 18-Jährigen fällt dieser Wert nochmals höher aus. Hier 
haben 52 Prozent Migrationshintergrund.

2 Mit den Neuregelungen der Sozialgesetzgebung im Jahr 2005 sind neue Begrifflichkeiten entstanden. 
Dies gilt für die Arbeitslosen nach SGB II und III sowie die Bedarfsgemeinschaften. Als arbeitslos im 
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Die folgende Tabelle gibt einen Überblick über die o.g. Einzelindikatoren. Dabei werden 
die Durchschnittswerte für die Gesamtstadt (MØ) sowie die maximale (Mmax) und mini-
male (Mmin) Ausprägung im Vergleich der Jahre 2006 und 2008 dargestellt. Die ent-
sprechende Viertelnummer befindet sich in Klammern. 

Insgesamt fällt bei allen Indikatoren eine große innerstädtische Spannweite auf, was 
auf erhebliche sozialräumliche Disparitäten innerhalb der Stadt schließen lässt. Zusätz-
lich sind aus der Tabelle die steigende Internationalisierung und Alterung der Stadtbe-
völkerung sowie die Verbesserung der Arbeitsmarktsituation zwischen 2006 und 2008 
ablesbar.

Um eine Gesamtaussage zur soziodemografischen Situation in den Stadtbezirksvierteln 
zu ermöglichen, wurden die Einzelindikatoren zu einem Index zusammengefasst, der 
den Grad der „soziodemografischen Herausforderung“ widerspiegelt. Hierfür wur-
den die unterschiedlichen Indikatoren zunächst auf eine einheitliche und vergleichbare 
Skala gebracht. Dies erfolgte mit Hilfe eines Standardisierungsverfahrens. Dabei be-
kam das Stadtbezirksviertel mit der höchsten Ausprägung des entsprechenden Indika-
tors den Wert 100 zugewiesen, das mit der niedrigsten Ausprägung den Wert 0. Alle 

Sinne des SGB III gelten Personen, die vorübergehend nicht in einem Beschäftigungsverhältnis stehen 
oder weniger als 15 Stunden arbeiten, Eigenbemühungen zur Beendigung der Beschäftigungslosigkeit 
zeigen, eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung suchen, sich bei der Agentur für Arbeit arbeits-
los gemeldet haben und den Vermittlungsbemühungen zur Verfügung stehen. Die Statistik nach SGB II 
gibt zusätzlich Auskunft über weitere Hilfebedürftige, die Leistungen zur Grundsicherung für Arbeitssu-
chende erhalten. Zur Bedarfsgemeinschaft gehören grundsätzlich alle erwerbsfähigen Hilfebedürftigen 
mit Partnern sowie unverheirateten Kindern, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und 
nicht aus eigenem Einkommen oder Vermögen die Leistungen zur Sicherung ihres Lebensunterhalts be-
schaffen können (§ 7 Abs. 3 SGB II). Die Anzahl der Personen, die in Bedarfsgemeinschaften leben, ist 
daher ein aussagekräftiger Indikator zur Abschätzung der Betroffenheit von relativer Armut (auch von 
Kindern).
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Tabelle 1: Soziale und demografische Rahmendaten in München 2006 und 2008

Jahr 2006 Jahr 2008

35 35,8

49,9 51,2

0,8* 5,1 3,8

0* 2,9 1,8

44,2 0* 32,4

3,5 3,5

16,7 16,6

11,4 11,8

5,5 0 * 5,1

Quelle: Statistisches Amt LHM, ZIMAS (* auf mehrere Viertel zutreffend)

M(min)
in %

M(max)
in %

M(Ø)
in %

M(min)
in %

M(max)
in %

M(Ø)
in %

1 - Anteil der Personen mit 
Migrationshintergrund an der 
Gesamtbevölkerung

11,2
(22.3.2)

77,6
(21.1.4)

12,1
(22.3.2)

77,0
(21.1.4)

2 - Anteil der Kinder und 
Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund an der 
Bevölkerung unter 18 Jahren

11,4
(22.3.2)

90,9
(11.3.1)

12,6
(22.3.2)

87,8
(11.3.1)

3 - Anteil der Arbeitslosen SGB II+III 
an der Bevölkerung im Alter von 15-
64 Jahren

15,2
(20.1.3)

0,2
(20.3.5)

13,0
(20.1.3)

4 - Anteil jugendlicher Arbeitsloser 
(u25) SGB II+III an der Bevölkerung 
im Alter von 15-24 Jahren

12,7
(6.2.2)

0* 7,4
(15.2.2)

5 - Anteil der Langzeitarbeitslosen an 
den Arbeitslosen SGB II+III

0*
(16.5.2)

77,6
(16.5.2)

80,0
(24.3.2)

6 - Anteil der Alleinerziehenden an 
allen Haushalten

0
(3.7.4)

13,5
(15.2.2)

0
(13.2.3)

11,6
(8.1.5)

7 - Anteil der Haushalte mit Kindern 
(u18) an allen Haushalten

5,1
(3.3.2)

50,9
(15.2.1)

5,0
(3.7.4)

51,6
(15.2.1)

8 - Anteil der Bevölkerung im Alter 70 
Jahre und darüber

0,7
(15.2.2)

50,6
(23.1.3)

0,7
(15.2.2)

50,2
(23.1.3)

9 - Anteil der Personen in 
Bedarfsgemeinschaften

0,1
(12.2.4)

26,5
(15.2.2)

21,7
(20.1.3)
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anderen Stadtbezirksviertel wurden im relativen Verhältnis auf der Skala 0 bis 100 zwi-
schen „Spitzenreiter“ und „Schlusslicht“ eingeordnet. Auf diese Weise erhielt jedes 
Stadtbezirksviertel für jeden Indikator eine Punktezahl zwischen 0 und 100, die das re-
lative Verhältnis zueinander widerspiegelt. In einem weiteren Schritt wurde aus den 
Punktezahlen der standardisierten Einzelindikatoren eine Summe gebildet. Dement-
sprechend hätte ein Stadtbezirksviertel, das bei allen neun Einzelindikatoren die höchs-
ten Werte aufgewiesen hätte, eine Gesamtpunktzahl von 900 erreicht. Im Gegensatz 
dazu hätte ein Stadtbezirksviertel, das bei allen Einzelindikatoren den niedrigsten Wert 
aufgewiesen hätte, eine Gesamtpunktzahl von 0 bekommen. Bei den Münchner Stadt-
bezirksvierteln reichte die Spanne im Dezember 2008 von 110 Punkten (Stadtbezirks-
viertel 22.3.2 Langwied) bis 725 Punkten (Stadtbezirksviertel 15.2.2 Containerbahnhof). 
Die Stadtbezirksviertel wurden anhand dieser Gesamtpunktesumme nun in drei Grup-
pen eingeteilt – in Stadtbezirksviertel mit unterdurchschnittlicher, durchschnittlicher und 
überdurchschnittlicher „soziodemografischer Herausforderung“. Für die Einteilung wur-
de zunächst die Punktezahl errechnet, die ein Stadtbezirksviertel erreicht hätte, in dem 
alle Einzelindikatoren dem Münchner Durchschnittswert entsprochen hätten. Dieses 
„imaginäre“ Viertel hätte im Dezember 2008 eine Punktezahl von 284 erreicht. Allen 
Stadtbezirksvierteln mit einer Punktesumme von + - 20 Prozent um diesen Wert – also 
in der Spanne von 227 bis 341 Punkten – wurde eine durchschnittliche „soziodemogra-
fische Herausforderung“ zugewiesen, den Stadtbezirksvierteln mit einer Punktesumme 
darunter bzw. darüber eine „unterdurchschnittliche“ bzw. „überdurchschnittliche“. Zum 
Vergleich wurde die gleiche Berechnung auch mit den Werten der Jahres 2006 durch-
geführt. Hier reichte die Spanne von 100 (Stadtbezirksviertel 16.5.2 im östlichen Wald-
perlach) bis 668 (Stadtbezirksviertel 15.2.2 Containerbahnhof). Der Durchschnittswert 
lag bei 294 Punkten. Demnach wurde allen Vierteln mit einer Punktezahl zwischen 235 
und 353 eine durchschnittliche soziodemografische Herausforderung zugeordnet, allen 
Stadtbezirksvierteln darüber bzw. darunter eine über- bzw. unterdurchschnittliche. Die 
folgende Tabelle gibt einen Überblick über die Anzahl der Stadtbezirksviertel nach dem 
Grad der soziodemografischen Herausforderung im Vergleich der Jahre 2006 und 
2008. Hierbei zeigt sich, dass die Zahl der Stadtbezirksviertel, die „positiv“ vom Stadt-
durchschnitt abweichen leicht abgenommen und die Zahl der Stadtbezirksviertel, die 
„negativ“ abweichen, zugenommen hat.

Der Index „Soziodemografische Herausforderung“ wurde sowohl für 2006 als auch für 
2008 grafisch veranschaulicht. Die Karten 1 und 2 zeigen die räumliche Verteilung der 
Stadtbezirksviertel mit „unter- bzw. überdurchschnittlicher“ sowie „durchschnittlicher“ 
Herausforderung. Bei einem Vergleich der beiden Jahre fällt die relativ hohe Stabilität 
der Verteilung im Stadtraum auf. Zu den Gebieten mit überdurchschnittlicher sozio-
demografischer Herausforderung zählen große Teile von Ramersdorf, Berg am Laim, 
Milbertshofen und Moosach sowie das Hasenbergl, die Messestadt Riem, die Blu-
menau, Neuaubing und Neuperlach aber auch innerstädtische Gebiete wie die Schwan-
thalerhöhe. In den meisten dieser Gebiete überlagern sich die Felder Arbeitslosigkeit 
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Tabelle 2: Zahl der Stadtbezirksviertel nach „Soziodemografischer Herausforderung“

2006 2008
überdurchschnittlich 54 62
durchschnittlich 146 144
unterdurchschnittlich 175 169

Quelle: eigene Berechnungen, ZIMAS



Münchner Stadtteilstudie
2009

und Transferbezug mit einem überdurchschnittlichen Anteil von Bewohnergruppen, die 
aus der Perspektive der Stadtentwicklung besonders relevant sind, dazu zählen Perso-
nen mit Migrationshintergrund, Alleinerziehende, Familien oder Ältere. Ein Teil der ge-
nannten städtischen Teilräume gehörte oder gehört bereits zu den Programmgebieten 
verschiedener Förderprogramme wie „Soziale Stadt“ oder „Lernen vor Ort“. 

An dieser Stelle sei nochmals erwähnt, dass bei der Ableitung eines konkreten Hand-
lungsbedarfs Vorsicht geboten ist, denn bei einem innerstädtischen Vergleich, gibt es 
unabhängig von den tatsächlich zugrundeliegenden Daten immer Stadtbezirksviertel, 
die zur Schlussgruppe gehören. Ob hier wirklich ein Handlungsbedarf besteht, muss 
daher von der jeweiligen Fachplanung auch anhand von Schwellenwerten und in Zu-
sammenschau mehrerer Indikatoren entschieden werden. Die vorliegenden Karten al-
lein können dies nicht leisten, geben jedoch wertvolle Hinweise auf Verdachtsgebiete.-
Bei der Interpretation der Dynamik in den Stadtbezirksvierteln ist ein wichtiges Phäno-
men zu beachten. So muss ein Stadtbezirksviertel, das im Jahr 2006 zur Gruppe der 
Stadtbezirksviertel mit durchschnittlicher und im Jahr 2008 zur Gruppe mit überdurch-
schnittlicher soziodemografischer Herausforderung gehörte, nicht zwingend von einer 
negativen Entwicklung geprägt sein. Beispielsweise können sich die Daten zum Trans-
ferbezug in diesem Zeitraum durchaus verbessert haben, aber eben nicht so stark, wie 
in anderen Stadtbezirksvierteln. Dadurch verschlechtert sich trotz positiven Trends die 
Stellung innerhalb der Stadt. Auch hier empfiehlt sich ein Blick auf die für die Fachpla-
nung jeweils besonders interessanten Einzelindikatoren. Bis hierher gleicht die Analyse 
im Rahmen der Stadtteilstudie einer klassischen Sozialraumanalyse. Die Karten zur so-
ziodemografischen Herausforderung decken sich daher trotz der Verwendung weniger 
Indikatoren sowie einer anderen Methodik und eines anderen Raumbezugs im Wesent-
lichen mit den Ergebnissen des Monitorings des Sozialreferates. Die Stadtteilstudie 
geht nun einen Schritt weiter und bezieht in die Analyse weitere Themenfelder ein, die 
nachfolgend betrachtet und auch jeweils mit der soziodemografischen Situation über-
schnitten werden. 
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4.2 Nahversorgung

Die wohnungsnahe Versorgung mit Einrichtungen des Einzelhandels ist ein wesentli-
ches Merkmal zukunftsfähiger Siedlungsstrukturen und eine wichtige Voraussetzung für 
eine möglichst hohe Lebensqualität. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund des 
demografischen Wandels, durch den die Alters- und Familienfreundlichkeit der Quartie-
re eine besondere Bedeutung erhält.

Die Landeshauptstadt München verfügt bereits seit 1975 über ein Zentrenkonzept als 
wesentliches Element der Stadtentwicklungsplanung. Dieses Konzept wurde mehrfach 
aktuellen Entwicklungen angepasst und letztmalig im Jahr 2009 mit dem Schwerpunkt 
Nahversorgung fortgeschrieben. Diese Fortschreibung analysiert auf der Basis aller bis 
zum Jahr 2006 vorliegenden Untersuchungsergebnisse die Einzelhandelsstruktur in 
München, formuliert Ziele zur räumlichen Entwicklung und gibt Handlungsempfehlun-
gen zur Weiterentwicklung der Versorgungsstrukturen unter dem Leitbild des Funkti-
onserhalts der städtischen Zentren (Landeshauptstadt München, Referat für Stadtpla-
nung und Bauordnung 2009).

Die Nahversorgungssituation lässt sich anhand verschiedener Indikatoren und Kennzif-
fern charakterisieren. Dazu gehören unter anderem die Verkaufsfläche pro Einwohner, 
die Bindungsquote oder der Bevölkerungsanteil, der nicht zu Fuß entsprechende Ein-
zelhandelsstandorte erreichen kann. Auch im Zentrenkonzept werden diese Maßzah-
len verwendet. 

Grundsätzlich bietet sich diese Betrachtungsweise auch für eine kleinräumige Darstel-
lung im Rahmen der Stadtteilstudie an. Die folgenden beiden Indikatoren wurden in die 
Analyse einzbezogen: 

• Anteil der Personen, die zu Fuß (Dmax=500 m) keinen Lebensmittelmarkt mit 
einer Mindestfläche von 300 m² erreichen können, 

• Anteil der Personen im Alter von 65+, die zu Fuß (Dmax=300 m) keinen Lebens-
mittelmarkt mit einer Mindestfläche von 300 m² erreichen können.

Eine Mindestgröße von 300 m² gilt angesichts des Trends zu immer größeren Einzel-
handelseinrichtungen als Schwelle für einen „zeitgemäßen“ und „langfristig überlebens-
fähigen“ Lebensmittelmarkt. Auch im Zentrenkonzept wird diese Grenze herangezogen. 
Der Schwellenwert zur fußläufigen Erreichbarkeit bezogen auf alle Bewohnerinnen und 
Bewohner wurde in der Stadtteilstudie abweichend vom Zentrenkonzept jedoch um 100 
m reduziert. Zusätzlich wurde die ältere Bewohnerschaft gesondert betrachtet, für die 
eine maximale Entfernung von „nur“ 300 m (Luftlinie) zu Grunde gelegt wird. 

Mit der Reduzierung der Entfernung wird dem soziodemografischen Fokus der Stadt-
teilstudie Rechnung getragen. In diesem Zusammenhang ist jedoch darauf zu verwei-
sen, dass die gewählten Parameter damit eine stadtplanerisch ideale Versorgungslage 
widerspiegeln. Sie sind zwar ein wichtiges Indiz für eine möglichst hohe Lebensqualität, 
können aber nicht als Grundlage zur Ableitung des Handlungsbedarfs dienen. Denn die 
heutigen Handelsstrukturen sowie die stadtstrukturellen Gegebenheiten führen automa-
tisch dazu, dass diese optimale Versorgung nicht überall erreicht wird. Das heutige, 
überwiegend zentrale und auf das Auto orientierte Einzelhandelsangebot ist mit einem 
dezentralen flächendeckenden Netz kleinerer Angebotsformen nur eingeschränkt ver-
einbar.

Zur Ermittlung der beiden Indikatoren wurde auf die Datenbasis zurückgegriffen, die 
auch bei der Fortschreibung des Zentrenkonzeptes im Jahr 2009 Verwendung fand. Die 
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Daten zu den Einzelhandelsstandorten basieren auf teilräumlichen Erhebungen aus 
den Jahren 2000 bis 2004, bei denen die vorhandenen Einzelhandelsdaten der Landes-
hauptstadt München flächendeckend durch Begehung der zentralen Standorte aktuali-
siert wurden sowie die Verkaufsflächen nach Sortiment differenziert und der einzelne 
Betriebstyp erfasst wurde. Neben den Daten zu den Einzelhandelsstandorten wurde im 
Rahmen der Stadtteilstudie für die Berechnung der beiden Indikatoren (mit dem Pro-
gramm ArcGIS) die Einwohnerdatei 2008 verwendet. Da sich die Einzelhandelsland-
schaft in einem kontinuierlichen Wandel befindet, können gesamtstädtische Erhe-
bungsdaten jedoch nur eine zeitlich sehr begrenzte Situation wiedergeben. Aufgrund 
der hohen Dynamik der Entwicklung ist daher zukünftig geplant, die Erhebungszeiträu-
me zu verkürzen. Zudem ist darauf zu verweisen, dass bei der Betrachtung der fußläufi-
gen Erreichbarkeit Barrieren wie Flüsse oder Autobahnen noch nicht einbezogen wur-
den. Dies wird aber in Kürze technisch möglich sein.

Beim Grad der wohnungsnahen Versorgung mit größeren Lebensmittelmärkten exis-
tiert innerhalb der Stadt eine sehr große Spannweite. So stehen einer Reihe von 
Stadtbezirksvierteln, in denen kein Bewohner zu Fuß einen größeren Lebensmittel-
markt erreichen kann, mehrere Stadtbezirksviertel gegenüber, die eine Vollversorgung 
aufweisen. Im gesamtstädtischen Durchschnitt können 24 Prozent der Bewohnerschaft 
zu Fuß (Dmax=500 m) keinen Lebensmittelmarkt mit einer Mindestgröße von 300 m² er-
reichen. Bei einer geringeren Maximalentfernung von 300 m gilt dies darüber hinaus für 
54 Prozent der Bewohnerschaft im Alter von 65 Jahren und darüber. Anhand des letz-
ten Wertes wird deutlich, dass es sich bei den zugrunde liegenden Parametern um die 
Idealvorstellung einer Vollversorgung handelt. Sie lassen Aussagen über die Lebens-
qualität von Menschen mit Kompetenzeinbußen zu, nicht aber automatische Rück-
schlüsse auf stadtplanerischen Handlungsbedarf. 

Mit Hilfe der im Kapitel 4.1 bereits beschriebenen Vorgehensweise wurden beide Einze-
lindikatoren zusammenfasst und die Stadtbezirksviertel in Klassen eingeteilt3. Die Karte 
3 gibt einen Überblick über die räumliche Verteilung. 

Die großen Unterschiede in der Versorgungssituation lassen sich in erster Linie mit un-
terschiedlichen städtebaulichen Strukturen der Stadtbezirksviertel erklären. Hierbei 
spielen vor allem die Einwohnerdichte und die Angebote an Flächen für größere Le-
bensmittelmärkte eine Rolle. Dabei zeigt sich sowohl in zahlreichen Stadtbezirksvierteln 
mit sehr niedriger baulicher Dichte (Randbereiche, Einfamilien- und Reihenhausgebie-
te) als auch in mehreren Vierteln mit hohen Dichten im Innenstadtbereich eine unter-
durchschnittliche Versorgungslage. Während in den inneren Gebieten meist eine 
Kompensation durch den kleinteiligen Einzelhandel erfolgt, ist in den dünner besiedel-
ten Stadtbezirksviertel tatsächlich von defizitärer Versorgung auszugehen. Hier fehlen 
für Betreiber von größeren Lebensmittelmärkten meist die wirtschaftlichen Vorausset-
zungen. 

Aus der Karte geht weiterhin hervor, dass die räumliche Versorgung mit Einzelhandels-
einrichtungen keine unmittelbaren Zusammenhänge mit der soziodemografischen 
Situation aufweist. Die meisten Gebiete, die aus sozialer und demografischer Sicht 

3 Die Spanne der Punktesummen reichte von 0 bis 200. Ein fiktives Stadtbezirksviertel, das bei beiden In-
dikatoren dem gesamtstädtischen Durchschnitt entspräche, hätte 78 Punkte erreicht. Allen Stadtbezirks-
vierteln mit einer Abweichung von + - 20 Prozent um diesen Wert wurde eine durchschnittliche Versor-
gung mit wohnungsnahen größeren Lebensmittelmärkten bescheinigt (79 Stadtbezirksviertel), allen 
Stadtbezirksvierteln darunter bzw. darüber eine überdurchschnittliche (128 Stadtbezirksviertel) bzw. un-
terdurchschnittliche Versorgung (168 Stadtbezirksviertel).

17



Münchner Stadtteilstudie
2009

eine überdurchschnittliche Herausforderung darstellen, haben eine gute Versorgung. 
Hier sind die oftmals höhere Einwohnerdichte, das zugrundeliegende städtebauliche 
Konzept (Bsp. Neuperlach, Hasenbergl) und zur Verfügung stehende Freiflächen aus-
schlaggebend.

An dieser Stelle sei nochmals darauf verwiesen, dass eine räumliche Darstellung des 
Versorgungsgrades insbesondere in Bezug auf den Einzelhandel einen Ist-Zustand dar-
stellt. In den letzten Jahren hat es auch in München eine starke Expansionswelle von 
Discountern gegeben, deren Standorte nicht vollständig in die Analyse eingeflossen 
sind. Darüber hinaus sind aus der Stadtteilstudie keine Aussagen zur Qualität der Ver-
sorgung ableitbar.
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4.3 Belastung durch Straßenverkehr

Verkehr, insbesondere motorisierter Verkehr, führt sowohl zu einer Beanspruchung von 
sozialen, ökonomischen und ökologischen Ressourcen (Fläche, Schadstoffemissionen, 
CO2-Emissionen, Lärmemissionen, Unfälle etc.) als auch von Qualitäten (Aufenthalts-
möglichkeiten, Stadtgestalt etc.). Die Gewährleistung einer stadtverträglichen Mobilität 
ist daher ein wichtiges Ziel der Stadtentwicklungsplanung in München. Alle Maßnahmen 
zur Verkehrsminderung oder Verlagerung auf umweltverträglichen Verkehr haben 
höchste Priorität. Der Verkehrsentwicklungsplan von 2006 bildet dabei einen wichti-
gen Orientierungsrahmen (Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung 2006a). Er beinhaltet neben den Maßnahmen im ÖV- und Straßenbereich 
auch Konzeptionen zur Verbesserung des Rad- und Fußgängerverkehrs sowie die bes-
sere Verträglichkeit von Hauptverkehrsstraßen innerhalb des Mitteren Rings. Mit dem 
Luftreinhalteplan und dem Lärmminderungsplan bestehen weitere, auf europäi-
schen Richtlinien basierende Regelungen zur Reduzierung der Belastung durch Fein-
staub, NO2 und Lärm.

Die Belastungen durch Straßenlärm sind in den einzelnen Stadtbezirksvierteln sehr un-
terschiedlich. Im Rahmen der Stadtteilstudie wurden zur Bewertung die Verkehrszäh-
lungen des Referats für Stadtplanung und Bauordnung sowie die Lärmkartierung des 
Referats für Gesundheit und Umwelt, die auf diesen Verkehrszahlen basiert, herange-
zogen. Mit Hilfe dieser Daten konnten folgende beiden Indikatoren gebildet werden: 

• Anteil der Personen in Wohngebäuden mit hoher Lärmbelastung durch Stra-
ßenverkehr (LDEN von 65 dB(A) und mehr)

• Anteil der Personen, die an oder in der Nähe von stark befahrenen Straßen mit 
einer durchschnittlichen täglichen Verkehrsstärke (DTV) von mindestens 4.000 
Kfz wohnen.

Zur Berechnung dieser Indikatoren wurden die vorhandenen Daten aufbereitet und auf 
Stadtbezirksviertelebene aggregiert. Von besonderer Bedeutung waren die Berechnun-
gen der Schallimmissionspegel aus dem Jahr 2006 (im Rahmen der Lärmminderungs-
planung), bei der alle Straßen der Verkehrsmengenkarte 2006 des Referats für Stadt-
planung und Bauordnung mit einer durchschnittlichen täglichen Verkehrsstärke (DTV) 
von 4000 Kfz/24h oder mehr berücksichtigt wurden. Dies galt für 600 km des 2.800 km 
langen Münchner Straßennetzes. 

Mit Hilfe der Ergebnisse und der Einwohnerdaten konnte dann der Grad der Lärmbe-
troffenheit in den Stadtbezirksvierteln mit dem Stand  2006 ermittelt werden. In diesem 
Zusammenhang wurde der 24 Stunden-Wert (LDEN) betrachtet. Hierbei handelt es sich 
um einen gewichteten Mittelwert, der die Lärmbelästigung über die Zeiträume Tag (6 
bis 18 Uhr), Abend (18 bis 22 Uhr) und Nacht (22 bis 6 Uhr) bewertet, wobei dem Lärm 
am Abend und in der Nacht eine stärkere Bedeutung zukommt.

Sowohl aus fachlichen als auch aus methodischen Gründen wurde beim ersten Indika-
tor der Fokus auf die Personen gerichtet, die von einer Lärmbelastung von 65 dB(A) 
und darüber betroffen sind. Denn zum einen gilt dieser Wert als Schwelle für die Zu-
nahmen der Gefährdungsrisikos von Herz- und Kreislauferkrankungen (vgl. BMU 2010) 
und zum anderen lässt sich die Zahl der Personen in diesem Lärmbereich ins Verhält-
nis zur Gesamtbewohnerschaft setzen, da Schallimmissionen dieser Größenordnung in 
den nicht berücksichtigten Nebenstraßen kaum vorkommen. 

Darüber hinaus wurde der Anteil der Bewohnerinnen und Bewohner in die Analyse ein-
bezogen, die an oder in der Nähe von stark befahrenen Straßen wohnen. Diese Gruppe 
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wurde definiert als die Personen, die in einem Bereich leben, in dem der von einer 
Hauptstraße ausgehende Lärm die Grenze von 55 dB(A) (LDEN) überschreitet. Dies ist 
an Hauptverkehrsstraßen und in der näheren Umgebung meist der Fall. Zu berücksich-
tigen ist jedoch, dass solche Lärmpegel auch von stark befahrenen Nebenstraßen aus-
gehen und es sich somit bei diesem Indikator nicht  um den Anteil aller Lärmbetroffe-
nen handelt. 

Hinsichtlich der Gesamtbevölkerung wurden folgende Ergebnisse festgestellt: Etwa 22 
Prozent der Münchnerinnen und Münchner wohnen an oder im Einflussbereich von 
Hauptverkehrsstraßen. Auf Stadtbezirksviertelebene reichte die Spanne von 0 bis 100 
Prozent. Von hoher Lärmbelastung (LDEN mit 65 dB(A) und mehr) sind knapp 8 Pro-
zent der Bevölkerung betroffen. Hier reichte die Spanne auf der Ebene der Stadtbe-
zirksviertel von 0 bis knapp 50 Prozent. 

Aus den beiden Einzelindikatoren wurde unter Verwendung des bereits erläuterten 
Standardisierungsverfahrens (siehe Kapitel 4.1) ein Gesamtindex errechnet, der den 
Grad der Lärmbelastung durch den berücksichtigten Straßenverkehr widerspiegelt. An-
hand dieses Wertes wurden Klassen gebildet4. Die Karte 4 gibt einen Überblick über die 
räumliche Verteilung. 

Zunächst lässt sich aus der Karte deutlich der Verlauf großer Straßen ablesen. So sind 
beispielsweise zahlreiche Stadtbezirksviertel am Mittleren Ring überdurchschnittlich 
durch Straßenverkehr belastet. Gleiches gilt entlang von großen Ein- und Ausfallstra-
ßen wie der Dachauer Straße, der Landsberger Straße oder der Töginger Straße und 
der Autobahnen A96, A99 und A9. 

Zu beachten ist, dass die Karte nicht die flächenhafte Betroffenheit eines Viertels von 
Lärm abbildet, sondern den Anteil der betroffenen Bewohnerinnen und Bewohner. Dies 
hat zur Folge, dass eine überdurchschnittliche Belastung auch für Viertel ermittelt wur-
de, die zwar durch große ruhige Flächen geprägt sind, deren Bevölkerungsschwerpunkt 
aber in lärmbelasteten Bereichen liegt. Gleiches gilt im umgekehrten Fall. So gibt es 
auch Viertel, die von großen lärmbelasteten aber kaum bewohnten Flächen geprägt 
sind. Die personenbezogene Betrachtung ist bei der Abschätzung des Handlungsbe-
darfs sehr hilfreich.

Bei der Überlagerung der Ergebnisse mit der soziodemografischen Herausforderung 
sind in weiten Teilbereichen Überschneidungen erkennbar. Da die Lärmbelastung ein 
wichtiges Kriterium der Wohnlage und damit auch des Mietpreises ist, besteht in zahl-
reichen Gebieten ein enger Zusammenhang zwischen der Straßenverkehrsbelastung 
und der Bevölkerungsstruktur. Dies gilt zum Beispiel für große Bereiche der Stadtbezir-
ke Moosach, Milbertshofen, Berg am Laim oder Rahmersdorf-Perlach. Doch auch Ge-
genbeispiele lassen sich finden, so zeichnen sich mehrere Gebiete mit einem hohen 
Anteil sozial schwächer gestellter Bewohnerinnen und Bewohner durch eine unter-
durchschnittliche Belastung aus. Hier gehörte die Verkehrsberuhigung von Anfang an 

4 Die Spanne bei der Punktesumme reichte von 0 (z.B. Truderinger Grenzkolonie, Waldheim, Angerlohe) 
bis 174 in einem Teil der Isarvorstadt. Ein fiktives Stadtbezirksviertel, das bei beiden Indikatoren dem 
gesamtstädtischen Durchschnitt entspräche, hätte 40 Punkte erreicht. Allen Stadtbezirksvierteln mit ei-
ner Abweichung von + - 20 Prozent um diesen Wert wurde eine durchschnittliche Belastung mit Straßen-
verkehr bescheinigt (72 Stadtbezirksviertel), allen Stadtbezirksvierteln darunter bzw. darüber eine unter-
durchschnittliche (160 Stadtbezirksviertel) bzw. überdurchschnittliche Belastung (143 
Stadtbezirksviertel). 
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zum städtebaulichen Konzept, zu nennen sind das Hasenbergl, Neuperlach oder die 
Messestadt Riem. 

Abschließend ist darauf zu verwiesen, dass auch die Lärmentwicklung von einer Dyna-
mik geprägt ist. So schlagen sich beispielsweise der Aus- oder Rückbau von Straßen, 
die Umleitung von Verkehrsströmen, der Bau von Tunneln oder die Errichtung von 
Schallschutzwänden sofort in der Straßenverkehrsbelastung nieder. Beispielhaft kann 
die Eröffnung des Richard-Strauss-Tunnels im Jahr 2009 angeführt werden, wodurch 
sich die Lärmbelastung der benachbarten Wohngebiete deutlich verringert hat. Die Kar-
te veranschaulicht  den Zustand zum Zeitpunkt der Lärmpegelberechnung im Jahr 
2006. Jüngere Veränderungen spiegeln sich noch nicht wider. Ebenso finden passive 
Lärmschutzmaßnahmen wie Lärmschutzfenster oder die Ausrichtung der Wohnungen 
keine Beachtung.
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4.4 Vorschulische und schulische Bildung

Als erste deutsche Großstadt legte die Landeshauptstadt München im Jahr 2006 einen 
Bildungsbericht vor, in dem die Bildungssituation vom Elementar- bis zum Tertiärbe-
reich ausführlich betrachtet wurde (Landeshauptstadt München, Schul- und Kultusrefe-
rat 2006). Zu den Ergebnissen gehörte, dass in München eine große Abhängigkeit des 
Bildungszugangs der Kinder von ihrer Herkunft besteht. Neben dem Bildungsstand der 
Eltern korrelierten die Bildungsergebnisse sehr stark mit dem Ausländeranteil und der 
Kaufkraft. 

Ausgehend von diesen Ergebnissen entstand im Rahmen des strategischen Stadtent-
wicklungskonzeptes „PERSPEKTIVE MÜNCHEN“ die Leitlinie Bildung, die im Jahr 
2007 dem Stadtrat als Entwurf vorgelegt und im Jahr 2009 einer breiten Öffentlichkeits-
phase unterzogen wurde (Landeshauptstadt München, Schul- und Kultusreferat 2008). 
In dieser Leitlinie werden die strategischen Ziele und die über mehrere Jahre gültige 
Ausrichtung des kommunalen Handlungsfeldes Bildung benannt. Von besonderer Be-
deutung sind die Durchsetzung von mehr Bildungsgerechtigkeit und die bestmögliche 
Ausschöpfung aller Bildungspotenziale. Ein besonderer Fokus richtet sich in diesem 
Zusammenhang auf Zuwandererkinder. 

Da Bildungsbeteiligung und Bildungserfolg innerhalb der Stadt große räumliche Unter-
schiede aufweisen, verlangt die Verwirklichung von Chancengleichheit in der Bildung 
einen regionalen, stadtteilbezogenen Ansatz. Der Bildungsweg jedes oder jeder Einzel-
nen wird stark davon beeinflusst, welche Impulse und Hilfsangebote das unmittelbare 
Umfeld bereithält. Das Thema Bildung ist somit nicht nur ein zentrales Handlungsfeld 
auf der Ebene der Gesamtstadt, sondern auch ein „Motor“ der Stadtteilentwicklung.

Das Programm „Lernen vor Ort“, für das die Landeshauptstadt München im Jahr 
2009 neben 39 weiteren Kommunen ausgewählt wurde, greift diesen wichtigen Ansatz 
auf. Das Hauptziel dieser gemeinsamen Initiative des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung und deutschen Stiftungen besteht in der Entwicklung eines kommuna-
len Bildungsmanagements vor Ort. Die Bürgerinnen und Bürger sollen durch ein aufein-
ander abgestimmtes und verzahntes Bildungssystems bessere Zugänge zu den Bil-
dungsangeboten erhalten.      

Aufgrund des engen Bezuges von Bildung und Stadt(teil)entwicklung ist die Einbindung 
von Bildungsdaten im Stadtentwicklungsmonitoring unabdingbar. Dieses Vorhaben 
stellt aber eine große Herausforderung dar, denn kleinräumig verfügbare Bildungsdaten 
beziehen sich in der Regel auf die Standorte der Bildungseinrichtungen und nicht auf 
die Wohnorte der Schülerinnen und Schüler. Eine Analyse auf Stadtbezirksviertelebene 
ist daher nicht ohne weiteres möglich. Dies gilt insbesondere für weiterführende Schu-
len, die keinen festgelegten Einzugsbereich haben. Am ehesten kommen Daten in Fra-
ge, die sich auf die Grundschulsprengel beziehen. Diese decken sich zwar nicht genau 
mit der Stadtbezirksviertelebene, haben aber zumindest einen engeren Bezug.

Durch diese Rahmenbedingungen werden die für die Stadtteilstudie nutzbaren Bil-
dungsindikatoren stark eingeschränkt. In Abstimmung mit dem Schulreferat und dem 
Referat für Gesundheit und Umwelt wurden die „Übertrittsquote von der Grundschule 
aufs Gymnasium“ und der „Anteil der Kinder, die mindestens 3 Jahre einen Kindergar-
ten besucht haben“ als infrage kommende Indikatoren gefiltert. Beide Indikatoren sind 
für die Analyse der Bildungssituation geeignet und spielen auch im Bildungsbericht eine 
wichtige Rolle. 
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Die Daten zur Berechnung der beiden Indikatoren wurden vom Statistischen Amt der 
Landeshauptstadt München bereitgestellt und basieren auf Quellen des Schulreferats 
sowie den vom Referat für Gesundheit und Umwelt durchgeführten Schuleingangsun-
tersuchungen (Daten über das Bayerischen Landesamtes für Gesundheit und Lebens-
mittelsicherheit). Die aktuellsten verfügbaren Daten bezogen sich auf das Schuljahr 
2006/07.

Um die bereitgestellten Daten für die Stadtteilstudie nutzbar zu machen, mussten sie 
von der Grundschulsprengelebene auf die Ebene der Stadtbezirksviertel umgerechnet 
werden. Dazu wurden die Daten zunächst in ArcGIS eingelesen. Mit Hilfe der Einwoh-
nerdatei, die adressgenaue Daten zum Alter und zur Viertelsnummer enthält, erfolgte 
eine Zuordnung der Bewohner (Stand 31.12.2006) zu den Grundschulsprengeln. Für 
jede Adresse ist somit neben dem Alter der Einwohner und der Viertelsnummer auch 
das entsprechende Grundschulsprengel bekannt. 

Die Übertrittsquoten des jeweiligen Sprengels wurden dann für die Kinder im Alter von 
10 Jahren (diese decken sich am ehesten mit den Kindern, die am Ende des Schuljah-
res 2006/07 zum Übertritt anstanden) als Übertrittswahrscheinlichkeit zugrunde gelegt. 
Auf diesem Weg konnte, entsprechend der Verteilung der Kinder eines Viertels auf die 
jeweiligen Sprengel, die durchschnittliche Übertrittsquote pro Stadtbezirksviertel be-
rechnet werden5.

Zur Ermittlung der Kinderbetreuung wurde analog verfahren. Aus den absoluten Häufig-
keiten wurden Anteilswerte errechnet, die dann als Anteilswahrscheinlichkeit für die be-
treffende Altersgruppe (6-jährige) verwendet und zu einem Durchschnittswert für das 
Viertel zusammengefasst wurden.

Folgende Indikatoren konnten nun in die Stadtteilstudie einbezogen werden: 
• Übertrittswahrscheinlichkeit von der Grundschule aufs Gymnasium
• Anteilswahrscheinlichkeit der Kinder mit mindestens 3 Kindergartenjahren

Die Darstellung von Wahrscheinlichkeiten ist die einzige Möglichkeit, schulstandortbe-
zogene Daten auf Stadtbezirksviertelebene abzubilden. Dabei handelt es sich letztlich 
um eine Methode, mit deren Hilfe ein Bild gezeichnet wird, dass sich zwar nah an der 
Realität befindet, aber auch Unschärfen aufweisen kann. Eine wirklich exakte Analyse 
der Bildungssituation in den Stadtbezirksvierteln wäre nur mit einer wohnstandortbezo-
genen Erfassung entsprechender Daten möglich. Hier ist zu prüfen, ob dies zukünftig 
ermöglicht werden kann.

Gesamtstädtisch gab es im Jahr Schuljahr 2006/07 knapp 8.900 übertretende Schüle-
rinnen und Schüler. Die Hälfte von ihnen wechselte aufs Gymnasium. Bei der Schulein-
gangsuntersuchung stellten sich etwa 9.700 Kinder vor. Der Anteil der Kinder, die 3 
oder 4 Jahre einen Kindergarten besuchten, lag bei etwa 82 Prozent. Die Übertrittsquo-
te reichte von über 90 Prozent (in Teilen von Bogenhausen) bis unter 30 Prozent (dar-
unter Teile von Neuperlach, Hasenbergl, Innsbrucker Ring, Walchenseeplatz und Hartl-
holz). Der Anteil der Kinder mit mindestens 3 Kindergartenjahren lag zwischen 60 (z.B. 

5 Bsp.: In einem Stadtbezirksviertel leben 150 Kinder im Alter von 10 Jahren. Davon gehen 50 im Grund-
schulsprengel A und 100 im Grundschulsprengel B zur Schule. Im Grundschulsprengel A liegt die Über-
trittsquote bei 50 Prozent und im Grundschulsprengel B bei 35 Prozent. Entsprechend der Zugehörigkeit 
der Kinder zu den Sprengeln ergibt sich für das Stadtbezirksviertel eine Übertrittswahrscheinlichkeit von 
40 Prozent, entsprechend der Formel: (50 Kinder * 50 Prozent + 100 Kinder * 35 Prozent ) / 150 Kinder.
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Teile der Ludwigvorstadt und von Obermenzing) und deutlich über 95 Prozent (darunter 
Neulustheim, Nymphenburg, Rotkreuzplatz und Olympiadorf). 

Unter Verwendung der im Kapitel 4.1 näher erläuterten Methode, wurden die beiden 
Einzelindikatoren zu einem Gesamtindex zusammengefasst. Aus ihm lässt sich der 
Grad der vorschulischen und schulischen Defizite ableiten6. Anschließend wurden die 
Stadtbezirksviertel in Klassen unterteilt. Die Karte 4 gibt einen Überblick über die räum-
liche Verteilung. 

Zu den Gebieten mit überdurchschnittlichen Defiziten im Bereich der vorschuli-
schen und schulischen Bildung gehören große Teile von Berg am Laim, Obergie-
sing, Moosach, Milbertshofen, Riem und Aubing sowie Bereiche, die inzwischen zu den 
Schwerpunktgebieten des Programms „Lernen vor Ort“ zählen, wie das Hasenbergl, ein 
Teil Neuperlachs oder die Schwanthalerhöhe. Neben den Analysen des Schulreferates 
wurden bei der Auswahl dieser Gebiete auch erste Ergebnisse der vorliegenden Stadt-
teilstudie herangezogen. 

Besonders deutlich geht aus der Karte der bereits im Bildungsbericht festgestellte star-
ke Zusammenhang von Herkunft und Bildungszugang bzw. -erfolg hervor. Knapp 
die Hälfte der Stadtbezirksviertel, in denen anhand der o.g. Indikatoren ein überdurch-
schnittliches Defizit im Bereich der vorschulischen und schulischen Bildung ermittelt 
wurden, gehören auch zu den städtischen Teilbereichen mit überdurchschnittlicher „so-
ziodemografische Herausforderung“, darunter beispielsweise Neuaubing, Blumenau, 
Hasenbergl und Messestadt-Riem.

6 Da bei den betrachten Indikatoren hohe Werte günstig und niedrige Werte ungünstig sind, erhielt (umge-
kehrt zur bisherigen Vorgehensweise) das Stadtbezirksviertel mit dem jeweils niedrigsten Wert 100 
Punkte und das Viertel mit dem höchsten Wert 0 Punkte. Die Spanne bei der Punktesumme reichte von 
unter 20 (Teile Bogenhausens, Neulustheim, Nymphenburg) bis über 160 (Teile der Ludwigvorstadt, Tei-
le von Moosach und Milbertshofen). Ein fiktives Stadtbezirksviertel, das bei beiden Indikatoren dem ge-
samtstädtischen Durchschnitt entspräche, hätte 100 Punkte erreicht. Allen Stadtbezirksvierteln mit einer 
Abweichung von + - 20 Prozent um diesen Wert wurden hinsichtlich der vorschulischen und schulischen 
Bildung ein durchschnittliches Defizit bescheinigt (185 Stadtbezirksviertel), allen Stadtbezirksvierteln dar-
unter bzw. darüber ein unterdurchschnittliches (127 Stadtbezirksviertel) bzw. überdurchschnittliches De-
fizit (55 Stadtbezirksviertel). Acht Stadtbezirksviertel fielen aus der Analyse heraus, da die dortigen Kin-
der eine Grundschule außerhalb der Stadtgrenze besuchen oder weil es keine Kinder in den entspre-
chenden Altersgruppen gab. Für das Grundschulsprengel 2145 (Viertel 2011 und 2012) lagen keine Da-
ten für das Schuljahr 2006/07 vor, hier wurden die Vorjahreswerte verwendet. 
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4.5 Grün- und Freiflächenversorgung

Grün- und Freiflächen sind ein wesentliche Bestandteil der Lebensqualität in der Stadt. 
Sie sind wichtige Freiräume für Kommunikation und Interaktion und Funktionsräume für 
Bewegung, Spiel, Entspannung, Ruhe sowie Naturerlebnis. Darüber hinaus haben sie 
eine große stadtklimatische Bedeutung (Temperaturregulierung, Windschutz, Staubbin-
dung), sind Lebensraum für Flora und Fauna und wichtig für den Naturhaushalt, indem 
sie zur Regeneration von Luft, Wasser und Boden beitragen.

Die Sicherung der Landschafts- und Grünflächen in der Stadt und die Entwicklung ei-
nes zukunftsorientierten Grün- und Freiflächensystems sind daher wichtige Ziele der 
der Landschafts- und Grünplanung sowie der Stadtentwicklung und Bestandteil des 
strategischen Stadtentwicklungskonzeptes „PERSPEKTIVE MÜNCHEN“. Dabei wird 
der Fokus nicht nur auf größere bedeutende Freiräume und Landschaftsteile und deren 
Vernetzung gelegt, sondern auch auf die Versorgung innerhalb der einzelnen Quartiere. 
Eine besondere Bedeutung haben diesbezüglich öffentlich zugängliche und vielfältig 
nutzbare Grün- und Freiflächen in der Nähe der Wohnungen und Arbeitsstätten. Sie 
dienen nicht nur der Entspannung und Erholung sondern auch zur sozialen Interaktion 
und zur Identifikation mit dem Stadtteil. Das räumliche Leitbild der Stadtentwicklung 
lässt sich daher unter dem Slogan „kompakt, urban, grün“ zusammenfassen.

Im Planungsreferat existiert hinsichtlich der erholungsrelevanten Versorgung mit Grün- 
und Freiflächen eine von der Grün- und Landschaftsplanung erarbeitetet gute Datenba-
sis. Wichtige Grundlagen schuf eine Studie aus den 1990er Jahren, in der die Versor-
gung mit erholungsrelevanten Freiflächen im Stadtgebiet analysiert wurde (Landes-
hauptstadt München, Referat für Stadtplanung und Bauordnung 1995). In diesem Zu-
sammenhang wurden die öffentlichen Grün- und Freiflächen der Stadt erfasst und an-
hand ihrer Größe in fünf verschiedene Versorgungsebenen unterteilt. Um die Versor-
gungssituation abzuschätzen, wurden darüber hinaus für die jeweiligen Ebenen auch 
maximale Einzugsbereiche (orientiert an der fußläufigen Erreichbarkeit) und Orientie-
rungswerte für die Mindestversorgung (in m²/Einwohner) bestimmt7. Im Jahr 2006 erar-
beitete die Grün- und Landschaftsplanung eine Fortschreibung, die sich mit der nach-
haltigen Sicherung und Qualifizierung des Grünflächen- und Freiraumsystems als Bei-
trag zu einer sozial und ökologisch orientierten Stadtentwicklung auseinandersetzte und 
in der die Daten zu den Grün- und Freiflächen aktualisiert wurden (Kurz 2006). Die Lan-
deshauptstadt München verfügt somit über eine relativ aktuelle Datenbasis in digitaler 
Form, die eine Analyse der Versorgungssituation mit geografischen Informationssyste-
men ermöglicht. Im Zusammenspiel mit der Einwohnerdatei sind sogar Aussagen zur 
Versorgungssituation einzelner Bewohnergruppen in ausgewählten städtischen Teilräu-
men möglich. 

Bei der Einbeziehung dieses Themenkomplexes in die Stadtteilstudie konnte auf diese 
Basis zurückgegriffen werden. Die Herausforderung bestand darin, wenige Indikatoren 
zu entwickeln, mit denen die Versorgung mit erholungsrelevanten Grün- und Freiflä-
chen auf Stadtbezirksviertelebene zusammenfassend abgebildet werden kann. Nach 
einem umfangreichen Diskussionsprozess wurden folgende Indikatoren in die Stadtteil-
studie einbezogen:

7 Nachbarschaftsebene: 0,1, bis 1,5 ha, 250 m Luftlinie (ca. 5 Minuten Fußweg), mind.  4 m²/Einwohner 
Wohngebietsebene : 1 bis 10 ha, 500 m Luftlinie (ca. 10 Minuten Fußweg), mind. 6 m²/Einwohner)
Stadtteilebene: 7 bis 40 ha, 1.000 m Luftlinie (ca. 20 Minuten Fußweg), mind.7 m²/Einwohner
Gesamtstadtebene: über 40 ha, 2.000 m Luftlinie (ca. 40 Minuten Fußweg), mind. 8 m²/Einwohner
landschaftliche Erholungsräume: über 40 ha, 2.000 m Luftlinie (ca. 40 Minuten Fußweg), kein Richtwert
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• Anteil der mit öffentlichen Grün- und Freiflächen auf Nachbarschafts-, Wohnge-
biets- und Stadtteilebene unversorgten Bewohner (<=4 m²),

• Anteil der mit öffentlichen Grün- und Freiflächen auf Nachbarschafts-, Wohnge-
biets- und Stadtteilebene deutlich unterversorgten Bewohner (>4 bis <=10 m²)

• Anteil der mit öffentlichen Grün- und Freiflächen auf Nachbarschafts- und 
Wohngebietsebene unversorgten Bewohner im Alter von 0-15 und 60+ (<=2,5 
m²), 

• Anteil der mit öffentlichen Grün- und Freiflächen auf Nachbarschafts- und 
Wohngebietsebene deutlich unterversorgten Bewohner im Alter von 0-15 und 
60+ (>2,5 bis <=6 m²).

Aufgrund der großen Bedeutung von Grün- und Freiflächen im unmittelbaren Wohnum-
feld und im wohngebietsbezogenen Bereich, vor allem in Hinblick auf weniger mobile 
Bevölkerungsgruppen wie Kinder und ältere Bewohner und Bewohnerinnen, wurde mit 
den letzten beiden Indikatoren die Versorgungssituation junger und älterer Menschen 
auf der Nachbarschafts- und Wohngebietsebene nochmals gesondert erfasst. Damit 
erhielt dieser Aspekt in der Gesamtbewertung eine stärkeres Gewicht.

Zur Abgrenzung der un- und unterversorgten Einwohnerschaft wurden die bereits er-
wähnten Richtwerte herangezogen. Dabei galten Bewohnerinnen und Bewohner in 
Baublöcken mit einer Pro-Kopf-Versorgung von 25 bis 60 Prozent des Richtwertes als 
deutlich unterversorgt und einer Versorgung von nicht mehr als 25 Prozent als unver-
sorgt. Zur Berechnung der durchschnittlichen Versorgung auf Stadtbezirksviertelebene 
wurden die auf Blockebene ermittelten Ergebnisse aggregiert8.

Auf gesamtstädtischer Ebene lag der errechnete Anteil der unversorgten Personen bei 
16 Prozent und der deutlich unterversorgten Personen bei 25 Prozent. Bezogen auf das 
nähere Umfeld und die Bewohnerinnen und Bewohner im Alter von <=15 Jahren und 
>=60 Jahren lag der Anteil bei 18 bzw. 26 Prozent. Innerhalb der Stadt bestehen große 
Unterschiede in der quantitativen Ausstattung. 21 Stadtbezirksvierteln, in denen alle 
Einwohnerinnen und Einwohner als unversorgt gelten, stehen 137 Stadtbezirksviertel 
gegenüber, in denen überhaupt keine un- bzw. deutlich unterversorgten Bereiche exis-
tieren.

Um eine Gesamtaussage zur Versorgung mit öffentlichen Grün- und Freiflächen für die 
speziellen Anforderungen der Stadtteilstudie zu ermöglichen, wurden die Einzelindikato-
ren zu einem Gesamtindex zusammengefasst. Bei der Indexbildung kam die bereits be-
schriebene Methode zur Anwendung (siehe Kapitel 4.1), nur wurde diesmal eine Ge-
wichtung der deutlich unter- und unversorgten Bewohnerinnen und Bewohner im Ver-
hältnis eins zu zwei vorgenommen9. 

8 Zur Berechnung wurden die Einwohnerzahlen vom 31.12.2005 herangezogen, da sich die flächenbezo-
genen Daten auf dieses Jahr beziehen. Bei geringfügigen Veränderungen der Einwohnerzahl liefern die 
Daten von 2005 hinreichend genaue Ergebnisse. 

9 Bsp.: Ein Stadtbezirksviertel mit 32 % unversorgten und 22% unterversorgten Bewohnerinnnen und Be-
wohnern sowie 30% unversorgten und 20% unterversorgten jüngeren und älteren Einwohnerinnnen und 
Einwohnern bekäme nach folgender Formel (32*2 + 22)+(30*2+20) insgesamt 166 Punkte. Auf diesem 
Weg bekäme ein Stadtbezirksviertel, in dem alle Bewohnerinnnen und Bewohner unversorgt sind, 400 
Punkte. Ein Stadtbezirksviertel ohne un- bzw. deutlich unterversorgte Einwohnerinnen und Einwohner 
bekäme 0 Punkte. 
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Da eine unzureichende Versorgung mit öffentlichen Grün- und Freiflächen in Gebieten 
mit einer geringen baulichen Dichte zu einem gewissen Teil durch privates Grün sowie 
landschaftliche Freiräume mit Erholungspotenzial in deren Umfeld, z. B. Bei Wohnge-
bieten am Stadtrand, ausgeglichen werden kann, wurde darüber hinaus ein Regulativ 
eingebaut10. Die Klassenbildung erfolgte wieder mit Hilfe der bekannten Vorgehenswei-
se11.

Die Karte 6 gibt einen Überblick über die räumliche Verteilung. Aus ihr gehen die inner-
städtischen Disparitäten bezüglich der quantitativen Versorgung mit Grün- und Frei-
flächen bei einer zusammenfassenden Betrachtung mehrere Versorgungsebenen her-
vor. Dabei zeigt sich insbesondere in den dicht bebauten und besiedelten innerstäd-
tischen Bereichen wie Neuhausen, Laim, Ludwig- und Maxvorstadt, Schwanthalerhö-
he und Schwabing-West eine unterdurchschnittliche Ausstattung. Gleiches gilt auch 
für Teilbereiche von Moosach, Milbertshofen, Berg am Laim, Obergiesing oder Neuper-
lach. 

Die vorliegende Karte lässt nur eine quantitative Bewertung zu. Aussagen über die Nut-
zungsqualität, den Anregungsgehalt oder die Freizeitqualität der bestehenden Grün- 
und Freiflächen sind nicht möglich. Zur Ableitung des Handlungsbedarfs sind daher 
weitere Aspekte einzubeziehen, was durch die Fachplanung erfolgt. Bei der Interpretati-
on der Ergebnisse ist außerdem zu beachten, dass eine „überdurchschnittliche Ausstat-
tung“ nicht gleichgesetzt werden kann mit „Vollversorgung“ oder „Überangebot“, denn 
der gesamtstädtische Durchschnitt kann selbst auch unter wünschenswerten Werten 
liegen. Hinzu kommt, dass die Anforderungen an die quantitative und qualitative Versor-
gung auch von der Bevölkerungsstruktur im Umfeld abhängig ist. Eine Überlagerung 
der Versorgungssituation mit der soziodemografischen Herausforderung (schraffierte 
Bereiche) gibt hierzu erste Auskünfte. Zu den Gebieten mit Überschneidungen zählen 
Teile von Berg am Laim und Milbertshofen sowie die Blumenau, die Schwanthalerhöhe 
und Neuperlach. 

10 Bei Stadtbezirksvierteln mit einer baulichen Dichte von <= 0,6 reduzierte sich die ursprünglich errechne-
te Punktesumme um 75 Prozent. Dies betraf mehrere Stadtbezirksviertel am Rand der Stadt, wo neben 
dem privaten Grün oftmals auch benachbarte (und nicht in die Berechnung einbezogene) landschaftliche 
Erholungsflächen zur Kompensation von Defiziten bei öffentlichen Grün- und Freiflächen beitragen.

11 Ein imaginäres Stadtbezirksviertel, das bei den o.g. Indikatoren dem gesamtstädtischen Durchschnitt 
entspräche, bekäme 119 Punkte. Allen Stadtbezirksvierteln mit einer Abweichung von + - 20 Prozent um 
diesen Wert wurde daher eine durchschnittliche Versorgung mit Grün- und Freiflächen bescheinigt (30 
Stadtbezirksviertel), allen Stadtbezirksvierteln darunter bzw. darüber eine überdurchschnittliche (272 
Stadtbezirksviertel) bzw. unterdurchschnittliche Versorgung (73 Stadtbezirksviertel). 
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4.6 Infrastruktur für Kinder und Jugendliche
Der Erhalt und die Gestaltung der Stadt als attraktiver, lebenswerter und zukünftsfähi-
ger Ort für Kinder, Jugendliche und Familien gehört zu den zentralen Anliegen der 
Stadtentwicklung und betrifft nahezu alle Handlungsfelder wie Wohnen, Bildung oder 
Integration. Die Kinder- und Familienfreundlichkeit ist daher im strategischen Stadtent-
wicklungskonzept „PERSPEKTIVE MÜNCHEN“ ein wichtiges Querschnittsthema und 
spiegelt sich in mehreren Leitlinien und Leitprojekten wider. Die Grundsätze und Strate-
gien für die Themenbereiche Kinder, Jugendliche und Familien werden darüber hinaus 
in der im Jahr 2007 vom Stadtrat beschlossenen Leitlinie „Kinder- und Familienpoli-
tik“ festgeschrieben (Landeshauptstadt München, Sozialreferat 2007). Allen Überle-
gungen liegt der Gedanke zugrunde, bisherige Konzepte, Planungen und Angebote zu 
bündeln und im Sinne einer integrativen Stadtpolitik herauszuarbeiten, was für Kinder 
und Familien in München zukünftig (noch) getan werden muss.

Die Förderung eines Wohnumfeldes, das den Bedürfnissen von Kindern und Jugendli-
chen entspricht, gehört zu den zentralen Anliegen der Stadtentwicklung. Wichtige Be-
standteile sind die bedarfsgerechte Gestaltung und Ausstattung des öffentlichen Raum-
es und die ausreichende Versorgung mit entsprechender soziale Infrastruktur. Das Ziel 
besteht darin, allen Kindern und Jugendlichen ausreichende und sichere Spiel- und 
Freizeiträume anzubieten sowie den Zugang dazu zu ermöglichen. Darüber hinaus gilt 
es, genügend wohnortnahe Plätze der Kinderbetreuung bereitzustellen. Hierfür ist eine 
umfassende Datenerfassung und -analyse notwendig, die durch die Fachreferate er-
folgt.

Bei der Bewertung der Versorgungssituation leistet das Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung mit dem ABZ-Modell (Angebots-Bedarfs-Zuordnung) Unterstützung. Da-
bei handelt es sich um ein EDV-gestütztes Programm zur Berechnung von Versor-
gungsgraden in Abhängigkeit von Angebots- und Nachfragestruktur. In dem Modell 
werden mit Hilfe digitaler Daten der jeweiligen Fachplanung Angebot und Bedarf einan-
der zugeordnet und optimiert, wobei die Erreichbarkeit aller Angebots- und Bedarfsbe-
ziehungen der einzelnen Standorte berücksichtigt wird. Auf diesem Weg ist eine spezifi-
sche Analyse der Versorgungssituation auf der Ebene der Wohnblöcke, unterschieden 
nach  einzelnen Bedarfsgruppen, möglich. Durch Zuordnung der Ergebnisse des ABZ-
Modells auf sinnvolle größere räumliche Einheiten (z.B. Stadtbezirksviertel oder Stadt-
bezirksteile) lassen sich schnell und einfach übersichtliche Informationen gewinnen. 
Darüber hinaus bietet sich damit die Möglichkeit, durch Verknüpfung mit Einwohnerpro-
gnosen auch Entwicklungstrends des zukünftigen Bedarfs abzuschätzen. 

In der Kinderkrippen- und Kindergartenplanung kommt das ABZ-Modell seit 10 Jahren 
zum Einsatz. Erstmals wird es derzeit auch bei der Aktualisierung und inhaltlichen Fort-
schreibung des Spielflächenversorgungsplanes verwendet, der damit einen neuen me-
thodischen Ansatz erhält. Auch im Rahmen der Stadtteilstudie wurde auf die Möglich-
keiten, die das ABZ-Modell bietet, zurückgegriffen. Hierfür mussten die auf Blockebene 
ermittelten Daten auf  Stadtbezirksviertelebene aggregiert werden. In die Analyse des 
Themenfeldes „Infrastruktur für Kinder- und Jugendliche“ wurden folgende Indikatoren 
einbezogen:

• Versorgungsgrad mit Kinderkrippen (Dmax=750 m)
• Versorgungsgrad mit Kindergärten (Dmax=750 m)
• Versorgungsgrad mit wohnungsnahen Spielflächen (Dmax=200 m) für Kleinkin-

der (0-5 Jahre)
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• Versorgungsgrad mit wohnungsnahen Spielflächen (Dmax=500 m) für Schulkin-
der (6-11 Jahre)

• Versorgungsgrad mit wohnungsnahen Spielflächen (Dmax=1.000 m) für Ju-
gendliche (12-17 Jahre)

Die Basis der Berechnung der o.g. Indikatoren bildeten einrichtungs- bzw. flächenbezo-
gene Daten12 der jeweiligen Fachreferate (Stand Februar bzw. März 2009) sowie die 
Einwohnerdaten (Stand Dezember 2008). Der ermittelte gesamtstädtische Versor-
gungsgrad mit wohnungsnahen Kinderkrippen lag bei 20 Prozent und bei den Kinder-
gärten  bei 80 Prozent. Bezüglich der Spielflächen wurde bei allen drei betrachteten Al-
tersgruppen ein durchschnittlicher Versorgungsgrad von etwa 50 Prozent errechnet. Für 
alle fünf Indikatoren sind große räumliche Unterschiede innerhalb der Stadt charakteris-
tisch. Zahlreichen Stadtbezirksvierteln in denen das wohnungsnahe Angebot und die 
Nachfrage ausgeglichen sind, stehen städtische Teilbereiche mit einer erheblichen Un-
terversorgung gegenüber.

Um eine zusammenfassende Aussage zur Versorgungssituation mit Infrastrukturein-
richtungen für Kinder und Jugendliche zu ermöglichen, wurden die Einzelindikatoren in 
der vorliegenden Studie zu einem Gesamtindex zusammengefasst und die Viertel an-
schließen in Klassen unterteilt. Dies erfolgte mit der bereits beschriebenen Methode 
(Kapitel 4.1)13. 

Die Karte 7 gibt einen Überblick über die zusammenfassende Analyse der wohnungs-
nahen Infrastrukturversorgung für Kinder und Jugendliche und veranschaulicht die Un-
terschiede innerhalb der Stadt. Darüber hinaus sind die Überschneidungen mit der so-
ziodemografischen Herausforderung ersichtlich. 

Eine Konzentration mit unterdurchschnittlich versorgten Bereichen zeigt sich insbe-
sondere in den dicht bebauten und besiedelten innerstädtischen Gebieten. Dazu 
gehören beispielsweise große Teile von Neuhausen, der Max- und Isarvorstadt oder 
von Schwabing. Dies ist in erster Linie auf Defizite bei der Versorgung mit städtischen 
Spielflächen zurückzuführen. Hier bestehen enge Zusammenhänge mit der Grün- und 
Freiflächenversorgung, denn das Angebot an Grün- und Freiflächen ist die bestimmen-
de Bedingung für eine Versorgung mit Spielflächen.

Interessant ist, dass „nur“ in fünf der insgesamt 62 Stadtbezirksviertel mit überdurch-
schnittlicher soziodemografischer Herausforderung auch die Infrastrukturversorgung für 
Kinder und Jugendliche unterdurchschnittlich ist. Hierzu zählen ein Teil von Berg am 
Laim sowie die Stadtbezirksviertel „Birkenau“ und „Giesing Bahnhof“. In den anderen 
Gebieten mit überdurchschnittlicher soziodemografischer Herausforderung wie dem 
Hasenbergl, Neuperlach oder der Messestadt Riem wurde sowohl bei der Versorgung 
mit Kinderbetreuungseinrichtungen als auch mit städtischen Spielflächen eine über-
durchschnittliche Versorgung festgestellt. Beide Gesichtspunkte wurden entweder 

12 Bei den Spielflächendaten handelt es sich um einen Zwischenstand. Derzeit steht eine Aktualisierung 
an. Mit Hilfe der dabei entstehenden neuen Liste mit Spielflächen werden im ABZ-Modell zukünftig bei 
der Berechnung der Versorgungssituation auch Barrieren einbezogen. Die Versorgungsgrade auf Stadt-
bezirksviertelebene werden sich dementsprechend ändern.

13 Entsprechend dieser Vorgehensweise hätte ein Stadtbezirksviertel, das bei allen fünf Indikatoren dem 
gesamtstädtischen Durchschnitt entspräche, 241 Punkte erreicht. Allen Stadtbezirksvierteln mit einer 
Abweichung von + - 20 Prozent um diesen Wert wurde daher eine durchschnittliche Versorgung be-
scheinigt (202 Stadtbezirksviertel), allen Stadtbezirksvierteln darunter bzw. darüber eine überdurch-
schnittliche (85 Stadtbezirksviertel) bzw. unterdurchschnittliche (88 Stadtbezirksviertel).
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schon bei der Planung dieser Stadtbezirksviertel berücksichtigt oder konnten aufgrund 
des vorhandenen Flächenangebotes „nachgerüstet“ werden.

Abschließend ist anzumerken, dass die vorliegende Karte nur eine quantitative Bewer-
tung der Infrastrukturversorgung für Kinder und Jugendliche zulässt. Zur Ableitung des 
Handlungsbedarfs sind daher von Seiten der Fachplanung weitere Aspekte einzubezie-
hen. Außerdem ist auch eine getrennte Betrachtung von Kinderbetreuungseinrichtun-
gen und Spielflächen notwendig. Zusätzlich ist bei der Interpretation der Ergebnisse zu 
beachten, dass eine „überdurchschnittliche Versorgung“ nicht gleichgesetzt werden 
kann mit „Vollversorgung“ oder „Überangebot“. So kann sich auch in Stadtbezirksvier-
teln mit überdurchschnittlicher Ausstattung ein Handlungsbedarf ergeben, denn die als 
Bezugsgröße herangezogene durchschnittliche Versorgung auf Ebene der Gesamtstadt 
kann selbst deutlich unter wünschenswerten und angestrebten Quoten liegen. Dieses 
Phänomen gilt insbesondere für die Ausstattung mit Kinderbetreuungseinrichtungen. 
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4.7 Stabilität bezahlbarer Wohnungen
Bevölkerungswachstum und steigender Wohnflächenverbrauch sorgen in München für 
eine anhaltend starke Wohnungsnachfrage. Zusätzlich differenzieren sich die Wohnbe-
dürfnisse immer stärker aus. Die Schaffung quantitativ und qualitativ ausreichender 
Wohnungsangebote gehört daher zu den größten Herausforderungen für die Stadtent-
wicklung. Dies gilt insbesondere im Hinblick auf die Mindestversorgung mit bezahlba-
rem Wohnraum, denn die große Nachfrage und das knappe Angebot schlagen sich in 
den bundesweit höchsten Mietpreisen nieder. Einkommensschwächere Haushalte kön-
nen sich daher aus eigener Kraft auf dem Wohnungsmarkt kaum durchsetzen. 

Die wohnungspolitischen Ziele der Landeshauptstadt München werden im Handlungs-
programm „Wohnen in München“ festgelegt, das regelmäßig fortgeschrieben wird. 
Das aktuelle Programm "Wohnen in München IV" umfasst den Zeitraum von 2007 bis 
2011 und ist das umfangreichste kommunale Wohnungsbauförderprogramm in 
Deutschland. Wesentliche Hauptanliegen dieses Konzeptes bestehen darin, die ver-
schiedenen Förderprogramme für den Bau von Miet- und Eigentumswohnungen zu 
steuern und weiter zu entwickeln wie den Wohnungsbestand mit städtischen Bele-
gungsrechten zu stabilisieren und jährlich ausreichend Baurecht für weitere Wohnun-
gen zu schaffen (Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung und Bauord-
nung 2006b). 

Im Programmzeitraum soll eine jährliche Baurechtschaffung für 3.500 Wohnungen 
durch die Kommune realisiert und insgesamt ein jährliches Neubauvolumen von 7.000 
Wohnungen (davon 1.800 im geförderten Wohnungsbau) erreicht werden. Soziodemo-
grafische Aspekte haben eine besondere Bedeutung und spiegeln sich in der Vorgabe 
von Mindestquoten für den Sozialwohnungsanteil und Zielquoten für die Anzahl von 
Wohnungen für Haushalte mit Kindern, für Benachteiligte am Wohnungsmarkt bzw. 
Wohnungslose, für Genossenschaften und Baugruppen sowie für altenspezifische 
Wohnprojekte wider. Gleiches gilt für die Gestaltung des Wohnumfeldes sowie die Aus-
stattung mit sozialer und technischer Infrastruktur. Neben 285 Millionen Euro an staatli-
chen Zuschüssen stellt die Kommune zur Realisierung dieser Ziele im genannten Zeit-
raum 625 Millionen Euro an städtischen Mitteln zur Verfügung (LHM 2006: 159 ff.). 

Die Neubauförderung allein reicht zur Bereitstellung von ausreichend bezahlbaren 
Wohnungen nicht aus. Daher kommen im Rahmen der Bestandsentwicklung zusätzli-
che Instrumente zum Einsatz, die dem Verlust von Belegungsbindungen entgegenwir-
ken sollen. Hierzu gehören zum Beispiel der Abschluss von Belegungsbindungsverein-
barungen, der Erwerb von Belegungsrechten durch die Kommune oder der Woh-
nungskauf durch städtische Wohnungsgesellschaften.

Die Belegung der Sozialwohnungen muss nach den rechtlichen Vorgaben erfolgen. Da-
bei sind die Zielgruppen bei der Wohnungsvergabe und der Bewerberauswahl definiert 
und werden in adäquater Form bei der Einteilung der Bewerber und der Benennung für 
die Verfügungsberechtigten berücksichtigt. Die Vergabe erfolgt durch das Amt für Woh-
nen und Migration.

Beim Ablaufen der Belegungsbindung endet für die Landeshauptstadt München das 
Recht, die Wohnungen zu geförderten Mietpreisen an Bürgerinnen und Bürger mit ge-
ringem Einkommen zu vergeben. Für den Vermieter eröffnet sich damit entsprechend 
der gesetzlichen Regelungen sowohl die  Möglichkeit einer Mieterhöhung als auch der 
eigenen Vergabe14. Je nach Entstehungszeit der Wohnungen fallen auf der Ebene der 

14 Bei städtischen Wohnungsgesellschaften bleiben der Kommune jedoch Einflussmöglichkeiten erhalten.
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Stadtbezirksviertel oftmals Sozialwohnungen im größeren Umfang weg. Die Stabilität 
des bezahlbaren Wohnungbestandes nimmt dabei innerhalb kurzer Zeit ab, mit den 
entsprechenden Konsequenzen für die Stadt(teil)entwicklung. Dieses Themenfeld wur-
de daher in die Stadtteilstudie einbezogen. Folgender Indikator fand Verwendung:  

• Anteil der Sozialwohnungen, die von 2008 bis einschließlich 2015 aus der Bin-
dung fallen, an allen Wohnungen. 

Mit Hilfe dieses Indikators wird der Fokus auf die Stadtbezirksviertel gerichtet, in denen 
zum einen der Sozialwohnungsanteil hoch ist und zum anderen in den nächsten Jahren 
ein größerer Umfang dieser Wohnungen aus der Bindung fällt. Die Datenbasis zur Be-
rechnung des Indikators bildete die Sozialwohnungsdatei des Referats für Stadtplanung 
und Bauordnung.

Im Jahr 2008 gab es in der Landeshauptstadt München etwa 48.000 Sozialwohnun-
gen, die ein typisches Verteilungsmuster zeigen. So stellen sie einen bedeutenden 
Anteil in den Großsiedlungen der 1970er und 1980er Jahre. Hinsichtlich der absoluten 
Zahl sind Neuperlach mit ca. 4.500 und das Hasenbergl mit etwa 2.500 Sozialwohnun-
gen hervorzuheben. Infolge der kurz skizzierten Ziele der kommunalen Wohnungspoli-
tik haben die Wohnungen mit Belegungsrechten auch in den Neubaugebieten eine 
große Bedeutung und machen mindestens 30 Prozent aus. Bei Betrachtung der absolu-
ten Zahlen sind die Messestadt-Riem und die Freimanner Heide (jeweils ca. 1.700, 
Stand 2008) und das Stadtbezirksviertel Hartelholz (ca. 1.400, Stand 2008) zu nennen. 
Doch während durch Neubaumaßnahmen neue Sozialwohnungen entstanden und ent-
stehen, läuft anderswo die Bindungsfrist aus. Zwischen 2008 bis einschließlich 2015 gilt 
dies für 12.500 Wohnungen. 

Davon sind in erster Linie Wohnungen betroffen, die in den 1970er und in den 1980er 
Jahren entstanden. Die gilt vor allem für die o.g. Großsiedlungen. Im Hasenbergl endet 
die Sozialbindung zwischen 2008 und 2015 für 1.400 Wohnungen, bezogen auf den 
Sozialwohnungsbestand sind das knapp 60 Prozent und auf den Gesamtwohnungsbe-
stand knapp 14 Prozent. Ähnliches gilt für Neuperlach. Hier fallen im gleichen Zeitraum 
3.000 Wohnungen aus der Bindung, was 70 Prozent des Sozial- und 16 Prozent aller 
Wohnungen entspricht. Die Karte 8 veranschaulicht die räumlichen Unterschiede hin-
sichtlich der Stabilität des bezahlbaren Wohnungsbestandes. 

Da dieser Aspekt mit dem oben genannten Einzelindikator betrachtet wird, war im Ge-
gensatz zu den vorangegangenen Themenfeldern keine Indexbildung notwendig. Die 
Stadtbezirksviertel wurden mit Hilfe festgelegter Grenzwerte in Gruppen geteilt, wobei 
ihnen  eine hohe, mittlere und geringe Stabilität zugeordnet wurde. Zur Einteilung kam 
folgende Abgrenzung zum Einsatz:

• hohe Stabilität = kein Bindungswegfall
• mittlere Stabilität = Bindungswegfall > 0 bis <=5 Prozent
• geringe Stabilität = Bindungswegfall > 5 Prozent  

Neben der Verteilung der Gebiete mit den höchsten Anteilen an Wohnungen, die aus 
der Sozialbindung fallen, geht aus der Karte auch die Überlagerung mit der soziodemo-
grafischen Herausforderung hervor. Neben dem Hasenbergl und Neuperlach sind hier-
von beispielsweise auch Teile von Freimann, Milbertshofen oder Feldmoching betrof-
fen. In diesen Gebieten ist absehbar, dass Mietsteigerungen für zahlreiche Betroffene 
nur schwer zu tragen wären.
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4.8 Wegzugsdynamik
Das Hauptziel der integrierten Stadtentwicklungsplanung besteht in der Schaffung und 
Sicherung einer möglichst hohen Lebensqualität für die verschiedenen Bevölkerungs-
gruppen in allen Teilen der Stadt. Auf diesem Grundanliegen basieren auch das strate-
gische Stadtentwicklungskonzept „PERSPERKTIVE MÜNCHEN“ und ihre Leitlinien. 

Bei der Abschätzung der Wohn- und Lebensqualität von Städten und Quartieren wird 
meist die Wohnmobilität betrachtet. Als Messgröße dient in der Regel der Wanderungs-
saldo. Wanderungsgewinne werden mit günstigen Bedingungen und hoher Attraktivität 
in Verbindung gebracht, Wanderungsverluste mit dem Gegenteil. Dieser Einschätzung 
liegt die Vorstellung zugrunde, dass Zu- und Fortzüge das Ergebnis eines Abwägungs-
prozesses der Bewohnerinnen und Bewohner sind, bei dem Potenziale und Defizite des 
bisherigen und ggf. zukünftigen Wohnstandortes zu den eigenen Präferenzen, Bedürf-
nissen und Möglichkeiten in Beziehung gesetzt werden. Umzüge stehen dementspre-
chend in einem engen Zusammenhang zur Zufriedenheit mit der Wohnung, dem Woh-
numfeld, der sozialen Nachbarschaft oder der Ausstattung mit sozialer oder technischer 
Infrastruktur.

Die Analyse der Wanderungsbewegungen ist damit auch ein wichtiger Bestandteil der 
vorliegenden Studie. Doch in Städten mit großem Zuwanderungsdruck, angespanntem 
Wohnungsmarkt und hohen Preisen, gelten die oben kurz umrissenen Zusammenhän-
ge und Erklärungsmuster nur zum Teil, was bei der Auswahl der einzubeziehenden In-
dikatoren und ihrer Interpretation beachtet werden muss. 

München verbucht seit vielen Jahren Wanderungsgewinne. Bezogen auf die Haupt-
wohnsitzbevölkerung wanderten zwischen den Jahren 2000 und 2009 knapp 100.000 
Menschen mehr zu als ab. Bei näherer Betrachtung zeigt sich, dass dieser Prozess 
ausschließlich von der Altersgruppe der 15- bis 35-Jährigen getragen wird und auf die 
überregionale Zuwanderung zurückzuführen ist. Hier spielen aufgrund der großen An-
ziehungskraft Münchens als bedeutender Wirtschafts- und Wissenschaftsstandort vor 
allem die Bildungs- und Berufswanderung eine Rolle. 

Die Zuziehenden sind durch das knappe Wohnungsangebot nicht selten gezwungen, 
bei der Wohnungswahl Kompromisse einzugehen und weniger Wert auf die Merkmale 
der Wohnung und des Wohnumfeldes zu legen. Zuzüge (und damit der Wanderungs-
saldo) sind daher in München als Vergleichsindikator für die Qualität (oder Beliebtheit) 
von Stadtbezirksvierteln wenig geeignet. Sie lassen nur zum Teil Rückschlüsse auf die 
Qualitäten im Quartier zu und stehen vielmehr im Zusammenhang mit Neubaumaßnah-
men.

Aufgrund dieser Rahmenbedingungen wurde in der Stadtteilstudie der Wegzug betrach-
tet. Dieser Teilbereich der Wanderungsbewegungen steht im engen Zusammenhang 
mit der Wohn- und Lebensqualität in der Stadt und im Stadtbezirksviertel und ist durch-
aus auf bewusste Abwägungsprozesse zurückzuführen. Dies gilt sowohl für innerstädti-
sche Umzüge als auch für die Stadt-Umland-Wanderung. Letztere hat in München eine 
starke Ausprägung. In den letzten zehn Jahren summierte sich der Wanderungsverlust 
mit dem Umland auf über 45.000. Neben jungen Familien gehören auch ältere Men-
schen zu den Trägern dieses Prozesses, der unter anderem mit begrenzten Woh-
nungsangeboten in der verhältnismäßig kleinen Kernstadt und den hohen Miet- und 
Kaufpreisen erklärt werden kann. Beide Bevölkerungsgruppen - sowohl die jungen Fa-
milien als auch die älteren Bewohnerinnen und Bewohner - haben besondere Anforde-
rungen an ihre Wohnung und das Wohnumfeld und reagieren sehr sensibel auf Miss-
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stände in den Stadtbezirksvierteln. Sie wurden daher bei der Analyse der Wegzugsdy-
namik besonders beachtet. Folgende Indikatoren wurden einbezogen: 

• innerstädtische Wegzüge je 100 Personen über die Stadtbezirksgrenze
• Wegzüge von Kindern bis 14 Jahren je 100 Kinder über die Stadtgrenze
• Wegzüge von Personen im Alter von 60+ je 100 Personen im Alter von 60+ 

über die Stadtgrenze 

Die genannten Indikatoren konnten aus dem Zentralen Informationsmanagement- und 
Analysesystem (ZIMAS) gefiltert werden und basieren auf Angaben des Statistischen 
Amtes. Im Rahmen der Stadteilstudie wurden die Daten des Jahres 2008 herangezo-
gen. Bezüglich der innerstädtischen Wanderungen ist zu beachten, dass es sich in die-
sem Fall um die Wegzüge aus einem Viertel über die Grenzen des Stadtbezirks hinaus 
handelt. 

Im Jahr 2008 verließen 8,4 Prozent der Müncherinnen und Münchner ihr Viertel in Rich-
tung eines anderen Stadtbezirkes. Von den Kindern bis 14 Jahren (als Indikator für die 
Wanderung junger Familien) zogen 5,6 Prozent aus der Stadt, bei den älteren Bewoh-
nerinnen und Bewohnern (60+) galt dies für 2,3 Prozent. Alle drei Indikatoren weisen in-
nerhalb der Stadt große Unterschiede auf. Bei den bezirksgrenzenüberschreitenden in-
nerstädtischen Wegzügen reicht die Spanne von unter 3 je 100 (z.B. Stadtbezirksviertel 
2415 Feldmochinger See, 1024 Hartmannshofen, 2313 Angerlohe) bis deutlich über 15 
je 100 (u.a. in 274 Holzapfelgarten, 1233 Studentenstadt, 1811 Birkenau und 1924 Sie-
mensstadt). Hinsichtlich des Wegzugs von Kindern über die Stadtgrenze lagen die 
niedrigsten Werte unter 2 je 100 (darunter in 2123 Am Gartenland, 2529 Willibaldplatz 
und 2146 Am Durchblick) und die höchsten bei deutlich über 15 je 100 (u.a. in 1361 
Arabellapark, 1924 Siemenswerke und 274 Holzapfelgarten). Die Wegzugsrate bei den 
älteren Bewohnerinnen und Bewohnern schwankte von unter 1 Prozent (u.a. in 1515 
Gartenland, 1344 Denning und 1925 St. Joachim) bis mehr als 7 Prozent (u.a. in 1811 
Birkenau und 811 Augustinerbräu). 

Um eine Gesamtaussage zur Wegzugsdynamik zu ermöglichen, wurden die Einzelin-
dikatoren zu einem Index zusammengefasst. Dies erfolgte mit der bereits beschriebe-
nen Methode (Kapitel 4.1). Entsprechend dieser Vorgehensweise hätte ein Stadtbe-
zirksviertel, das bei allen drei Indikatoren dem gesamtstädtischen Durchschnitt entsprä-
che, 53 Punkte erreicht. Allen Stadtbezirksvierteln mit einer Abweichung von + - 20 Pro-
zent um diesen Wert wurde eine durchschnittliche Wegzugsdynamik bescheinigt (152 
Stadtbezirksviertel), allen Stadtbezirksvierteln darunter bzw. darüber eine unterdurch-
schnittliche (115 Stadtbezirksviertel) bzw. überdurchschnittliche (108 Stadtbezirksvier-
tel). Die räumliche Verteilung wird in der Karte 9 veranschaulicht.

Hier zeigt sich ein typisches Muster, wobei sich die Viertel mit überdurchschnittli-
chen Wegzugsraten vor allem in den innerstädtischen Bereichen konzentrieren. Ein 
Großteil dieser Gebiete sprechen aufgrund ihrer Lage, der Ausstattung und des Woh-
nungsangebotes überdurchschnittlich viele kinderlose und einkommensstarke Haushal-
te an. Beim Eintritt in eine neue Lebensphase, wie der Familiengründung oder dem Ein-
tritt in den Ruhestand, entstehen andere Anforderungen und es erfolgt eine Neubewer-
tung der Wohnsituation. Ein großer Teil dieser Haushalte ist darüber hinaus auch in der 
Lage, sich an Suburbanisierungsprozessen zu beteiligen. Hinzu kommt, dass auch 
ein größerer Teil der weniger finanzstarken Bewohnerinnen und Bewohner eine erhöhte 
Wohnmobilität hat. Hierzu gehören zum Beispiel Studierende. Des Weiteren kommen 
in mehreren Innenstadtgebieten auch Verdrängungsprozesse als Auslöser für einen 
Wegzug infrage. 
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In der Karte werden auch die Überlagerungen mit der soziodemografischen Situation 
dargestellt. Hierbei ist auffällig, dass in mehreren Stadtbezirksvierteln mit über-
durchschschnittlicher soziodemografischer Herausforderung die Wegzugsdynamik un-
terdurchschnittlich ist. Dies gilt beispielsweise für Neuperlach, die Blumenau oder Neu-
aubing. Das „Bleiben“ ist dabei nicht eindeutig zu interpretieren. Es kann sowohl einen 
freiwilligen als auch einen zwanghaften Charakter haben. Zum einen kann es darauf 
zurückzuführen sein, dass die Bewohnerschaft mit den Qualitäten der Viertel zufrieden 
ist und zum anderen auch ein Hinweis darauf, dass für die Bewohnerschaft ein Umzug 
in andere Viertel oder ins Umland aus finanziellen Gründen nicht möglich ist. Anhand 
der verwendeten quantitativen Daten sind diesbezügliche Aussagen nur eingeschränkt 
möglich. Hier müssen qualitative Aussagen hinzugezogen werden. Die derzeit durchge-
führte Wanderungsmotivuntersuchung könnte dabei Möglichkeiten eröffnen.
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5 Zusammenfassende Bewertung und Ausblick
Mit der Stadtteilstudie ist ein Instrument entstanden, das den Vergleich aller Münchner 
Stadtbezirksviertel anhand verschiedener Indikatoren zu wichtigen Handlungsfeldern 
der Stadtentwicklung ermöglicht. Damit können städtische Teilbereiche bestimmt wer-
den, in denen sich Probleme überlagern und die für Maßnahmen der Stadtteilentwick-
lung und den Einsatz von Förderprogrammen infrage kommen. Dabei sind sowohl the-
men- als auch raumbezogene Betrachtungen möglich. Mit Hilfe der Überlagerung 
mehrerer Themenfelder lassen sich Zusammenhänge analysieren und entsprechende 
Handlungserfordernisse abschätzen. Darüber hinaus kann die spezifische Situation je-
des einzelnen Viertels im innerstädtischen Vergleich ermittelt werden. 
Die folgende Tabelle gibt einen Überblick über zweidimensionale Überlagerung der 
Themenfelder.

Quelle: Münchner Stadtteilstudie 2009

Tabelle 3: Überlagerungen nach Themenfeldern (Anzahl der Stadtbezirksviertel)

Mit Hilfe dieser Betrachtung lassen sich Zusammenhänge zwischen den einzelnen 
Handlungsfeldern erkennen und besondere Herausforderungen ableiten. Dies gilt im 
besonderen Maße für die Überlagerung der soziodemografischen Situation mit ande-
ren Themenfeldern. So fallen beispielsweise die engen Bezüge zum Bereich der Bil-
dung auf. Von den 62 Stadtbezirksvierteln mit überdurchschnittlicher soziodemografi-
scher Herausforderung haben mehr als 40 Prozent (n=26) auch überdurchschnittliche 
Defizite im Bereich der vorschulischen und schulischen Bildung – umgekehrt gilt das 
Gleiche. Dieses Ergebnis spiegelt die gesellschaftliche Realität wider, wonach die Her-
kunft nach wie vor einen großen Einfluss auf Bildungszugang und -chancen hat. Dies 
wurde auch im Bildungsbericht der Landeshauptstadt München dargelegt. 
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Bei der Betrachtung der Infrastrukturversorgung für Kinder und Jugendliche fällt auf, 
dass in zahlreichen Gebieten mit überdurchschnittlicher soziodemografischer Heraus-
forderung die quantitative Versorgung mit Infrastrukturangeboten für Kinder und Ju-
gendliche über dem Durchschnitt liegt. Damit wird ein wichtiges Ergebnis der Stadtteil-
studie angesprochen, wonach überdurchschnittliche soziodemografische Herausforde-
rungen nicht gleichbedeutend sind mit schlechter Infrastruktur oder ungünstigen Um-
weltbedingungen. Dies gilt zum Beispiel für Großsiedlungen aus den 1960er bis 1980er 
Jahren. Anhand der quantitativen Daten bestehen hier durchaus gute Ausgangsbedin-
gungen und Potenziale. Dies spricht für die wachsende Bedeutung qualitativer Ansätze. 
Im Bereich der Bildung werden diese im Bund-Länder-Programm „Lernen vor Ort“ ver-
folgt. 

Ein weiteres Beispiel dafür, wie die Stadtteilstudie die Einschätzung von besonderen 
Anforderungen und Herausforderungen unterstützen kann, ist die gemeinsame Be-
trachtung  von Grün- und Freiflächenversorgung, Infrastruktur für Kinder und Ju-
gendliche und soziodemografischer Situation. So ist davon auszugehen, dass sich 
Defizite bei der Grün- und Freiflächenversorgung und/oder der Infrastruktur für Kinder 
und Jugendliche besonders negativ in den Bereichen bemerkbar machen, in denen 
gleichzeitig der Anteil der Kinder und der Personen mit Migrantionshintergrund beson-
ders hoch ist, denn diese Bewohnergruppen nutzen den wohnungsnahen öffentlichen 
Raum in der Regel überdurchschnittlich häufig. 

Neben den Überlagerungen der einzelnen Themenfelder mit der soziodemografischen 
Herausforderung, sind auch Zusammenhänge zwischen den anderen Handlungsberei-
chen von Interesse. Dies lässt sich beispielhaft anhand der Wegzüge aufzeigen. So er-
geben sich durch die Kombination dieses Themenfeldes mit anderen Bereichen Hinwei-
se auf Wegzugsmotive. Auffällig ist dabei der enge Zusammenhang von Wegzügen mit 
der Straßenverkehrsbelastung oder auch der Infrastrukturversorgung für Kinder 
und Jugendliche. Mehr als die Hälfte der Gebiete mit überdurchschnittlicher Wegzugs-
dynamik, sind von überdurchschnittlicher Lärmbelastung geprägt. 40 Prozent haben 
eine unterdurchschnittliche Versorgung mit Kinderbetreuungseinrichtungen und/oder 
Spielflächen. Vertiefende Aussagen zur diesem Themenfeld sind im Rahmen der der-
zeit im Referat für Stadtplanung und Bauordnung in Bearbeitung befindlichen Wande-
rungsmotivuntersuchung zu erwarten. 

Anhand der kurz umrissenen Beispiele wird deutlich, welche Möglichkeiten das vorlie-
gende Instrument für die Fachplanungen bietet. Durch die modulartige Kombination 
mehrerer Themenfelder lassen sich unterstützende Aussagen treffen. Zur tiefergehen-
den Analyse und zur Festlegung konkreter Maßnahmen, sind jedoch zusätzliche fachs-
pezifische Daten hinzuzuziehen und auch qualitative Bewertungen vorzunehmen. Die 
Stadtteilstudie ist ein wichtiges und grundlegendes Planungsinstrument, das elementa-
re Daten sammelt und zueinander in Beziehung gesetzt zur Verfügung stellt. Sie beför-
dert die integrierte Betrachtung und fachübergreifende Zusammenarbeit, ersetzt aber 
nicht die konkrete Fachplanung (z.B. Sozialplanung, Schulplanung, Verkehrsplanung 
etc.) und die Betrachtung jedes Einzelfalls.

Bei der Identifizierung von Gebieten für Maßnahmen der Stadtsanierung und den 
Einsatz von Förderprogrammen konnten die vorliegenden Ergebnisse bereits Unter-
stützungen geben. So wurden sie bei der Diskussion über zukünftige Programmgebiete 
der „Sozialen Stadt“ (z.B. Neuaubing) und bei der Auswahl der Gebiete für das Pro-
gramm „Lernen vor Ort“ hinzugezogen. 
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Die vorliegende Stadtteilstudie ist als Prototyp anzusehen und muss weiterentwickelt 
werden. So könnten weitere Themenfelder wie Gesundheit, Umwelt, Kultur oder auch 
Sport einbezogen werden, wobei diskutiert werden muss, welche Indikatoren zur Abbil-
dung dieser Handlungsfelder geeignet und kleinräumig verfügbar sind. Darüber hinaus 
sind die in den bereits bestehenden Themenkomplexen verwendeten Indikatoren zu 
überprüfen und ggf. zu optimieren. Letztendlich soll ein Datenset entstehen, dass mög-
lichst wenige Indikatoren enthält, die aber eine hohe Messrelevanz haben und leicht zu 
aktualisieren sind. Eine wesentliche Grundvoraussetzung hierfür ist die  Entwicklung ei-
nes einheitlichen Raumbezugs, denn nur so sind eine bessere Verknüpfung von fach-
bezogenen Daten sowie Zeitreihenuntersuchungen möglich. Für die Daten liefernden 
Dienststellen wird ein Schnittstellensatz definiert, um die Zusammenführung der Daten 
zu vereinheitlichen und zu optimieren. 

Neben der fachlichen Weiterentwicklung wird auch eine methodische Optimierung zum 
Beispiel bei der Index- und Klassenbildung geprüft. Darüber hinaus ist der Umgang mit 
„Ausreißern“ zu diskutieren, einem Phänomen, dem bisher mit der Festlegung einer 
Mindesteinwohnerzahl für die einbezogenen Stadtbezirksviertel Rechnung getragen 
wurde. 

Außerdem ist darauf zu verweisen, dass neben der Wirkung nach Innen, der Stadtteil-
studie auch eine wichtige Außenwirkung zukommt. Dies gilt insbesondere im Rahmen 
des interkommunalen fachlichen Austausches. Die Studie befördert dabei den Kontakte 
zu anderen Kommunen, die sich ebenfalls intensiv mit der Betrachtung von ausgewähl-
ten Indikatoren der Fachplanungen im Rahmen eines integrierten Stadt(teil)monitorings 
beschäftigen, dazu zählen Berlin und Hamburg.

Insgesamt wird deutlich, dass die fachliche und methodische Weiterentwicklung 
des vorliegenden Instrumentes nur im Rahmen einer intensiven Zusammenarbeit der 
Referate möglich ist. Die vorliegende Stadtteilstudie stellt hierfür eine gute Ausgangs-
basis dar. Aufgrund des integrativen Charakters kommt dabei der Stadtentwicklungs-
planung eine koordinierende Rolle zu. 
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